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Informationen 

Vorlage an Landtag und Landesregierung 
Der Landes-Rechnungshof berichtet dem Landtag gemäß Art. 70 Abs. 1 der 
Landesverfassung über seine Tätigkeit und die Ergebnisse seiner Prüfungen 
aus dem Bereich des Landes. Der Bericht ist dem Landtag und gleichzeitig der 
Landesregierung zu übermitteln sowie zu veröffentlichen. Das Tätigwerden 
des Landes-Parteien-Transparenz-Senats hängt u.a. vom Vorliegen der Prüf-
ergebnisse des Landes-Rechnungshofs ab. 

Geprüfte Stellen 
Vorarlberger Volkspartei 
Vorarlberger Freiheitliche – FPÖ 
Die Grünen – Grüne Alternative Vorarlberg 
SPÖ Vorarlberg 
NEOS – Das Neue Österreich und Liberales Forum, Landesgruppe Vorarlberg 

Prüfzeitraum 
16. Juli bis 13. Oktober 2024 
Fallweise wurde auf frühere oder aktuelle Sachverhalte Bezug genommen. 

Prüfgegenstand 
Der Landes-Rechnungshof prüfte von Juli 2025 bis Dezember 2025 die im 
Landtag vertretenen Parteien. Inhalt der Prüfung war die Kontrolle der Einhal
tung der gesetzlichen Förderbedingungen im Zusammenhang mit der Land
tagswahl 2024 nach dem Parteienförderungsgesetz, LGBl.Nr. 52/2012 in der 
Fassung LGBl.Nr. 69/2022. Dabei wurden risikoorientiert Schwerpunkte ge
setzt, wie die Einhaltung der Obergrenze für Wahlwerbungsaufwendungen 
oder die Vollständigkeit der Aufwendungen im Wahlwerbungsbericht. 

Prüfergebnis 
Das Ergebnis der Prüfung wurde am 3. und 4. Dezember 2025 den geprüften 
Stellen zur Kenntnis gebracht. Diese gaben zwischen 10. Dezember 2025 und 
7. Jänner 2026 ihre Stellungnahmen ab, die vom Landes-Rechnungshof in den 
Bericht eingearbeitet wurden. 

Einfache Sprache 
Die Zusammenfassung in Einfacher Sprache findet sich 
unter: www.lrh-v.at/einfache-sprache   

http://www.lrh-v.at/einfache-sprache
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Zusammenfassung 

Gesetzliche Beschränkung der Wahlwerbung sinnvoll 
Das Parteienförderungsgesetz sieht seit der Novelle im Jahr 2022 für die Wahl
werbung bei Landtagswahlen eigene Transparenzvorschriften und Beschrän
kungen vor. Diese kamen bei der Landtagswahl 2024 erstmals zur Anwen
dung. Ziel ist u.a. die Chancengleichheit der Parteien im politischen Wettbe
werb sicherzustellen und unverhältnismäßig hohe Aufwendungen im Wahl
kampf zu verhindern. Dafür legt das Gesetz drei Arten von Begrenzungen fest. 
Neben einer betraglichen Obergrenze für Wahlwerbungsaufwendungen wur
den Plakate mengenmäßig auf 300 Standorte eingeschränkt und bestimmte 
Formen der Außenwerbung zeitlich auf drei Wochen vor dem Wahltag be
grenzt. Zur besseren Nachvollziehbarkeit haben die im Landtag vertretenen 
Parteien einen Wahlwerbungsbericht zu erstellen. Darin sind sämtliche Auf
wendungen auszuweisen, die über den gewöhnlichen Betrieb hinausgehend 
spezifisch für die Wahlauseinandersetzung getätigt sowie zwischen Stichtag 
der Wahl und Wahltag wirksam wurden. Insbesondere ist daher alles relevant, 
was in diesem Zeitraum für die Wahlwerbung verwendet oder genutzt wurde. 
Für Verstöße sind in der Regel Rückzahlungen der gewährten Parteienförde
rung in festgelegtem Ausmaß vorgesehen. Über diese entscheidet in den 
meisten Fällen der Landes-Parteien-Transparenz-Senat. Der Landes-
Rechnungshof erachtet die neuen Beschränkungen grundsätzlich als sinnvoll.  

Überprüfbarkeit der Plakatstandorte unzureichend 
Die Wahlwerbungsaufwendungen der im Landtag vertretenen Parteien belie
fen sich nach Analyse des Landes-Rechnungshofs auf insgesamt € 2,36 Mio. 
Dabei konzentrierte er sich ausgehend von den Angaben in den Wahlwer
bungsberichten auf die Vollständigkeit der Ausweise. Die Vorarlberger Volks
partei verzeichnete die höchsten, die SPÖ Vorarlberg die niedrigsten Wahl
werbungsaufwendungen. Erstere schöpfte die betragliche Obergrenze von 
rund € 775.000 zu knapp 96 Prozent aus. Anhaltspunkte für eine Überschrei
tung lagen bei keiner Partei vor. Zur mengenmäßigen Begrenzung der Plakat
standorte weist der Landes-Rechnungshof auf eine unzureichende Überprüf
barkeit hin. Sowohl die Meldung der Standorte an die Landesregierung durch 
die Parteien als auch die Überwachung seitens der Bezirkshauptmannschaf
ten stellten sich als aufwändig dar. Die Ergebnisse waren nur eingeschränkt 
geeignet, um Rückzahlungstatbestände nachzuweisen. Werbeeinschaltun
gen wurde bei der Kontrolle der zeitlichen Begrenzung zu wenig Bedeutung 
beigemessen. Der Landes-Rechnungshof erkannte fast 30 Werbeanzeigen, 
die vor dem zulässigen Zeitraum veröffentlicht wurden. Dies betraf alle 
Parteien mit Ausnahme der NEOS Vorarlberg. Vielfach bezogen Parteien die 
Beschränkung nicht auf Social-Media-Einschaltungen. 
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Unvollständigkeiten in allen Wahlwerbungsberichten 
Der Landes-Rechnungshof stellte fest, dass die Parteien insgesamt Aufwen
dungen in Höhe von rund € 39.300 nicht in ihre Wahlwerbungsberichte auf
nahmen. Die fehlenden Ausweise lagen zwischen € 11.600 bei den Vorarlber
ger Freiheitlichen und € 4.600 bei der Vorarlberger Volkspartei. Prozentuell 
war die Abweichung bei den NEOS Vorarlberg mit 3,1 Prozent am höchsten. 
Bei allen Parteien zeigten sich Mängel im Zusammenhang mit Werbeeinschal
tungen in Printmedien oder im Internet. Gründe hierfür waren beispielsweise, 
dass Einschaltungen mit inhaltlichem Bezug zur Landtagswahl nicht als wahl
spezifisch angesehen wurden. Auch warben vereinzelt Funktionäre, Gemein
deorganisationen oder die Bundespartei entgeltlich z.B. auf Social Media um 
Wählerstimmen, ohne dass dies der Partei bekannt war. Systematische Ab-
fragen durch die Landesorganisation bei relevanten Einheiten und Personen 
können die Vollständigkeit und Richtigkeit der Angaben im Wahlwerbungsbe
richt unterstützen. Weitere Fehlerquellen waren Gutschriften bzw. Rabatte 
sowie die Berechnung des zusätzlichen Personalaufwands. Außerdem 
wurden wahlspezifische Aufwendungen, u.a. für Fotoshootings, parteieigene 
Printmedien oder einen angemieteten Bus, nicht miteinbezogen. Bei einer 
Partei wurden Kosten für ein Zeitungsinserat von der Bundespartei getragen, 
jedoch im Wahlwerbungsbericht der Landesorganisation zugeordnet. Die ge
setzlich vorgesehene Anlage zu Partei und Umfeld fehlt bei der Vorarlberger 
Volkspartei. Bei anderen Parteien ist sie zum Teil unvollständig. 
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Hinweise 
 

01. Wahlwerbungsaufwendungen der Gemeindeorganisationen und 
Wahlwerber∙innen nicht in gesetzlich gefordertem Detailgrad in 
Wahlwerbungsbericht ausgewiesen 

02. Zusätzlicher Personalaufwand der Landesorganisation um € 383 in 
Wahlwerbungsbericht zu niedrig dargestellt 

03. Aufwendungen des Wirtschaftsbunds in Höhe von € 3.087 nicht in 
Wahlwerbungsbericht enthalten 

04. Aufwendungen eines Funktionärs und eines Kandidaten der Partei in 
Höhe von insgesamt € 1.066 sowie zweier Wahlwerber in 
geringfügigem Ausmaß nicht in Wahlwerbungsbericht angeführt 

05. Anlage zu Partei und Umfeld fehlt 

06. Zeitliche Begrenzung durch zu frühe wahlspezifische Werbeein-
schaltungen in Social Media in zumindest einem Fall nicht eingehalten 

 
07. Aufwendungen für wahlspezifische Werbeeinschaltungen im Internet 

in Höhe von € 9.180 in Wahlwerbungsbericht nicht enthalten 

08. Aufwendungen für wahlspezifische Druckwerke in Höhe von € 682 
wegen Anrechnung einer Gutschrift nicht in Wahlwerbungsbericht 
berücksichtigt 

09. Aufwendungen für Miete eines Busses zur Verwendung bei 
Landtagswahl in Höhe von € 1.106 nicht in Wahlwerbungsbericht 
inkludiert 

10. Aufwendungen der Bundespartei in Höhe von € 600 sowie der 
nahestehenden Organisation Freiheitliche Arbeitnehmer Vorarlberg 
und eines Wahlwerbers in geringfügiger Höhe nicht in Wahlwerbungs-
bericht ausgewiesen 

11. In Anlage zu Partei und Umfeld fehlt Gemeindeorganisation Satteins 

12. Zeitliche Begrenzung durch zu frühe wahlspezifische Werbeein-
schaltungen in Social Media, einer Online-Werbeplattform und einem 
Digitalmedium in zumindest elf Fällen nicht eingehalten 

 

 

 

  

Vorarlberger  
Volkspartei 

Vorarlberger  
Freiheitliche 
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13. Aufwendungen für Wahlplakate in Höhe von € 1.000 wegen 

Anrechnung einer Gutschrift nicht in Wahlwerbungsbericht enthalten 

14. Aufwendungen für wahlspezifische Werbeeinschaltungen in 
Regionalzeitungen in Höhe von € 1.742 und in Social Media in Höhe 
von € 709 nicht in Wahlwerbungsbericht berücksichtigt 

15. Aufwendungen für einen Wahlwerber in Form von gespendeten 
Wahlwerbungsaufwendungen in Höhe von € 1.000 nicht in Wahl-
werbungsbericht dargestellt 

16. Aufwendungen der Teilorganisation Grüne Jugend Vorarlberg in Höhe 
von € 309, der Gemeindeorganisation Altach in Höhe von € 1.316 und 
eines Wahlwerbers in geringfügigem Ausmaß nicht in Wahlwerbungs-
bericht ausgewiesen 

17. In Anlage zu Partei und Umfeld fehlen Gemeindeorganisation Röthis 
und nahestehende Organisation Grüne Wirtschaft 

18. Zeitliche Begrenzung durch zu frühe wahlspezifische Werbeein-
schaltungen in Printmedien und Social Media in zumindest 14 Fällen 
nicht eingehalten 

 
19. Aufwendungen für wahlspezifische Fotoshootings in Höhe von € 5.040 

nicht in Wahlwerbungsbericht enthalten 

20. Aufwendungen für wahlspezifische Werbeeinschaltungen in 
Regionalzeitungen in Höhe von € 2.318 nicht in Wahlwerbungsbericht 
berücksichtigt 

21. Aufwendungen für Werbesticker zur Anbringung auf Wahlkampf-
geschenken in Höhe von € 121 nicht in Wahlwerbungsbericht erfasst 

22. Aufwendungen für Wahlveranstaltungen wegen Übertragungsfehler 
in Wahlwerbungsbericht geringfügig zu niedrig dargestellt 

23. Aufwendungen der Gemeindeorganisationen Schlins und Hohenems 
in Höhe von insgesamt € 138 sowie eines Funktionärs in Höhe von 
€ 120 nicht in Wahlwerbungsbericht ausgewiesen 

24. Zeitliche Begrenzung durch zu frühe wahlspezifische Werbeein-
schaltungen in Printmedien und Social Media in zumindest drei Fällen 
nicht eingehalten 

 

  

Die Grünen  
Vorarlberg 

SPÖ Vorarlberg 
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25. Aufwendungen für zusätzliches Personal der Landesorganisation in 

Höhe von € 1.251 nicht in Wahlwerbungsbericht berücksichtigt 

26. Aufwendungen der Bundespartei in Höhe von € 7.947 nicht in 
Wahlwerbungsbericht enthalten 

27. Aufwendungen der Bundespartei in Höhe von € 32.945 der Landes-
organisation zugeordnet 

  

NEOS Vorarlberg 



 

Wahlwerbung 2024, Jänner 2026 9 / 64 

Kenndaten in € 
 

Vorarlberger Volkspartei 69 Wahlwerber∙innen 

Wahlwerbungsaufwendungen   740.615 

davon   nicht in Wahlwerbungsbericht ausgewiesen   4.563 

davon Landesorganisation 

Teilorganisationen 

Gemeindeorganisationen 

Wahlwerber∙innen 

667.575 

55.536 

13.757 

3.748 
  

Vorarlberger Freiheitliche 69 Wahlwerber∙innen 

Wahlwerbungsaufwendungen   649.587 

davon   nicht in Wahlwerbungsbericht ausgewiesen   11.646 

davon Landesorganisation 

Wahlwerber∙innen 

Gemeindeorganisationen 

Bundespartei und nahestehende Organisationen 

635.290 

7.091 

6.597 

610 
  

Die Grünen Vorarlberg 58 Wahlwerber∙innen 

Wahlwerbungsaufwendungen   403.009 

davon   nicht in Wahlwerbungsbericht ausgewiesen   6.152 

davon Landesorganisation 

Gemeindeorganisationen 

Wahlwerber∙innen 

Teilorganisationen 

392.065 

5.443 

5.190 

309 
  

SPÖ Vorarlberg 54 Wahlwerber∙innen 

Wahlwerbungsaufwendungen   272.207 

davon   nicht in Wahlwerbungsbericht ausgewiesen   7.748 

davon Landesorganisation 

Gemeindeorganisationen 

272.069 

138 
  

NEOS Vorarlberg 57 Wahlwerber∙innen 

Wahlwerbungsaufwendungen   298.133 

davon   nicht in Wahlwerbungsbericht ausgewiesen   9.198 

davon Landesorganisation 

Bundespartei 

257.240 

40.893 

Quelle: Wahlwerbungsberichte, Analyseergebnisse Landes-Rechnungshof; Rundungsdifferenz 
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1 Überblick 

1.1 Grundlagen 

Bei der Landtagswahl 2024 kamen erst
mals die neuen Wahlwerbungsbestim
mungen zur Anwendung. Der Landes-
Rechnungshof befürwortet die erweiter
ten Transparenzvorschriften sowie be
tragliche, zeitliche und mengenmäßige 
Begrenzungen. Verbesserungspotenzial 
sieht er bei der Kontrollarchitektur zur 
Überwachung der höchstzulässigen An
zahl von Plakatstandorten. Die stichpro
benartigen Überprüfungen waren auf
wändig, jedoch nur eingeschränkt geeig
net, um relevante Überschreitungen fest
zustellen. Standortmeldungen der Par
teien waren teils unvollständig oder un
richtig, was mangels Rückzahlungstat
bestand aber ohne Konsequenzen blieb.  
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Hauptaufgabe der Parteien ist die Mitwirkung an der demokratischen Willens
bildung insbesondere durch Teilnahme an Wahlen zu allgemeinen Vertre
tungskörpern. Zur Wahrung ihrer Vielfalt hat der Gesetzgeber die Chancen
gleichheit im politischen Wettbewerb sicherzustellen. Beschränkungen der 
Wahlwerbung können vorgesehen werden, um beispielsweise hohe Aufwen
dungen oder übermäßig viele Plakate im Wahlkampf zu verhindern. 

Mit Novelle des Parteienförderungsgesetzes (PFG) im Jahr 2022 hat der Vor
arlberger Landtag die Wahlwerbung bei Landtagswahlen begrenzt. Bei der 
Wahl im Oktober 2024 kamen die neuen Bestimmungen erstmals zur Anwen
dung. Im PFG sind drei unterschiedliche Arten von Beschränkungen vorgese
hen. Neben einer betraglichen Obergrenze für Wahlwerbungsaufwendungen 
gelten auch zeitliche und mengenmäßige Begrenzungen für den Wahlkampf. 
Zudem haben die betreffenden Parteien besondere Transparenzvorschriften 
einzuhalten, indem sie einen Bericht über ihre Wahlwerbungsaufwendungen 
erstellen. Diese Berichte sind Grundlage für die vom Landes-Rechnungshof 
durchgeführte Prüfung. Sie hat sich auf die Einhaltung der Bedingungen für 
die Parteienförderung aus Landesmitteln zu beschränken.  

Die Bestimmungen des PFG gelten für Parteien, soweit sie Förderungen nach 
diesem Gesetz erhalten oder in der kommenden Landtagsperiode in Anspruch 
nehmen. Voraussetzung dafür ist, dass sie mit zumindest einer bzw. einem Ab
geordneten im Landtag vertreten sind. Auf Parteien, welche sich zwar an 
Landtagswahlen beteiligen, aber letztlich nicht in den Landtag einziehen, fin
det das PFG keine Anwendung. Der gegenständliche Prüfbericht bezieht sich 
daher auf die fünf im Landtag vertretenen Parteien. Das sind die Vorarlberger 
Volkspartei (VVP), die Vorarlberger Freiheitlichen – FPÖ (VFreiheitliche), Die 
Grünen – Grüne Alternative Vorarlberg (GRÜNENV), die SPÖ Vorarlberg 
(SPÖV) und die NEOS – Das Neue Österreich und Liberales Forum, Landes
gruppe Vorarlberg (NEOSV). 

Wahlwerbungsberichte (WWB) sind zusätzlich zu den jährlichen Landes-
Rechenschaftsberichten der Parteien (L-RB) zu erstellen. Anders als im L-RB 
sind ausschließlich Aufwendungen für die Landtagswahl auszuweisen. Er
träge oder laufende Aufwendungen sowie Aufwendungen für andere Wahlen 
sind nicht zu berücksichtigen. 

Das PFG schreibt dafür zumindest 13 spezifische Aufwandsposten vor, die je
denfalls gesondert abzubilden sind. Diese decken die gängigsten Wahlwer
bungsaufwendungen – wie Inserate und Werbeeinschaltungen, Agenturleis
tungen oder Direktwerbung – ab. So sollen die Nachvollziehbarkeit und letzt
lich auch die Vergleichbarkeit verbessert werden. Sie entsprechen im Wesent
lichen den Aufwandsposten, welche in den Wahlwerbungsberichten auf 
Bundesebene für die Wahlen zum Europäischen Parlament sowie zum Natio
nalrat nach Parteiengesetz 2012 (PartG) vorgesehen sind. Beim Posten Wahl
plakate und digitale Wahlwerbeanlagen ist gemäß PFG überdies die Anzahl 
der verwendeten Standorte anzugeben. 

Neben den Aufwendungen der Landesorganisation sind auch jene der einzel
nen Gliederungen, der Bundespartei, der nahestehenden Organisationen der 
Landespartei und der Bundespartei, der Personenkomitees sowie der 

Situation 

Parteienförderungs- 
gesetz 

Wahlwerbungs- 
bericht 
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jeweiligen Wahlwerber∙innen gesondert anzuführen. Dies soll einen möglichst 
umfassenden Überblick gewährleisten. Es liegt in der Verantwortung der 
Partei, dafür zu sorgen, dass ihr alle erforderlichen Informationen zeitgerecht, 
richtig und vollständig übermittelt werden. Als Anlage zum WWB ist zudem 
eine Liste aller der Landespartei zurechenbaren Einheiten anzuschließen (An
lage zu Partei und Umfeld). 

Im Unterschied zur Regelung auf Bundesebene sind gemäß PFG für Wahlwer
ber∙innen keine Freibeträge für Eigenwerbung vorgesehen. Dabei handelt es 
sich um ausschließlich auf die jeweilige Person abgestimmte Werbemaßnah
men. Im Jahr 2024 lag der Freibetrag bei den Wahlen zum Europäischen 
Parlament und zum Nationalrat bei € 18.565 je Wahlwerber∙in. Bei der Vorarl
berger Landtagswahl im selben Jahr waren hingegen sämtliche Aufwendun
gen von Wahlwerber∙innen in voller Höhe für den WWB und die betragliche 
Obergrenze zu berücksichtigen.  

Eine Wirtschaftsprüferin oder ein Wirtschaftsprüfer hat den WWB auf Ord
nungsmäßigkeit zu prüfen und zu unterzeichnen. In weiterer Folge ist er bis 
spätestens sechs Monate nach dem Wahltag an die Landesregierung zu über
mitteln und im Amtsblatt zu veröffentlichen. 

Wahlwerbungsaufwendungen sind sämtliche über den gewöhnlichen Betrieb 
hinausgehenden spezifisch für die Wahlauseinandersetzung getätigten Auf
wendungen ab dem Stichtag der Wahl bis zum Wahltag und zwar unabhängig 
von Rechnungsdatum und Zahlungstermin. Unter Wahlauseinandersetzung 
ist das Werben von Parteien oder Wahlwerber∙innen um Stimmen der Wahl
berechtigten vor der Wahl zu verstehen. Sowohl der Stichtag als auch der 
Wahltag werden von der Landesregierung mit Verordnung festgelegt.  

Bei der Definition der Wahlwerbungsaufwendungen orientiert sich das PFG 
grundsätzlich am PartG. In einem aktuellen Standardkommentar dazu ist die 
Intention der Bestimmung hervorgehoben, all jene Aufwendungen zu erfas
sen, die im relevanten Zeitraum wirksam wurden. Erklärend wird angeführt, 
dass damit der Aufwand für alles zu verstehen ist, was zwischen Stichtag und 
Wahltag für den Wahlkampf in Auftrag gegeben, veranlasst, produziert, reser
viert, gekauft, gemietet, geliehen, als Dienstleistung erbracht, verwendet, 
genutzt, verbraucht, verschenkt oder verteilt wird. Das gilt auch, wenn die 
Partei das Entgelt vor oder nach diesem Zeitraum geleistet hat. So sollen Um
gehungen vermieden werden. 

Aufwendungen im Rahmen des gewöhnlichen Betriebs der Partei – auch als 
laufende Kosten bzw. Sowiesokosten bezeichnet – gelten nicht als Wahlwer
bungsaufwendungen. Dies betrifft beispielsweise ganzjährig beschäftigtes 
Stammpersonal, selbst wenn dieses für die Wahlauseinandersetzung tätig 
wird. Weitere Beispiele sind Parteizeitungen, sofern diese in derselben 
Häufigkeit erscheinen und die Auflagenzahl demselben Umfang entspricht 
wie zu Nichtwahlkampfzeiten. Auch Umfragen, die in regelmäßigen Abstän
den durchgeführt werden, sind grundsätzlich als laufende Kosten anzusehen. 

Wahlwerbungs- 
aufwendungen 
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Wahlwerbungsaufwendungen einer Partei für die Landtagswahl sind nach 
PFG betraglich mit € 2,85 pro wahlberechtigter Person beschränkt. Die zur 
Berechnung der Betragsgrenze relevante Zahl der Wahlberechtigten veröf
fentlicht die Landesregierung nach Abschluss des Wählerverzeichnisses. Bei 
der Landtagswahl 2024 lag die Obergrenze bei rund € 775.000 je Partei.  

Wahlplakate und digitale Wahlwerbeanlagen in der Außenwerbung sowie 
Inserate und Werbeeinschaltungen dürfen nach PFG erst drei Wochen vor 
dem Wahltag eingesetzt werden. Nicht öffentlich einsehbare Plakate und 
Wahlwerbeanlagen sowie bedruckte Autos oder Fahrräder fallen laut den er
läuternden Bemerkungen nicht unter diese Beschränkung. 

Voraussetzung für die zeitliche Begrenzung von Inseraten und Werbeein
schaltungen ist, dass deren Inhalt eine über den gewöhnlichen Betrieb hinaus
gehende spezifische Wahlwerbung darstellt. Neben derartigen Zeitungsinse
raten zählen auch solche Social-Media-Einschaltungen dazu. Letztere lassen 
sich u.a. über öffentlich zugängliche Werbebibliotheken der jeweiligen An-
bieter∙innen nachvollziehen. 

Von der zeitlichen Begrenzung der Außenwerbung im PFG zu unterscheiden 
sind Bestimmungen des Baugesetzes, des Gesetzes über Naturschutz und 
Landschaftsentwicklung und der Straßenverkehrsordnung. Sie regeln eben
falls das Aufstellen von Wahlplakaten und sehen zum Teil spezifische Fristen 
vor. Verstöße werden von den Bezirkshauptmannschaften mit Verwaltungs
strafen geahndet. Mit der Parteienförderung stehen sie nicht in Verbindung.  

Für Wahlplakate und digitale Wahlwerbeanlagen in der Außenwerbung sieht 
das PFG darüber hinaus eine mengenmäßige Beschränkung vor. Insgesamt 
sind pro Partei höchstens 300 Standorte erlaubt. Davon dürfen maximal 50 auf 
Großplakate ab 8 Bogen bzw. 4 m² Werbefläche entfallen. Pro Standort ist die 
Verwendung von drei Plakaten gestattet. Bei Großplakaten ist die Anzahl auf 
zwei reduziert. Nicht von der Begrenzung erfasst sind mobile Wahlplakate, die 
nur kurzzeitig im Zuge von Wahlkampfveranstaltungen aufgestellt werden.  

Gemäß PFG sind für geringfügige Überschreitungen der Höchstzahl von Wahl
plakaten und digitalen Wahlwerbeanlagen keine Konsequenzen vorgesehen, 
sofern sie höchstens zehn Standorte betreffen und nicht länger als drei Tage 
andauern. 

Zur Überwachung der mengenmäßigen Begrenzung haben die Parteien der 
Landesregierung während des Wahlkampfs ihre Plakatstandorte auf elektro
nischem Weg bekanntzugeben. Das PFG fordert dafür eine planliche Darstel
lung im PDF-Format. Dabei sind Standorte von Großplakaten besonders 
ersichtlich zu machen. Die Meldung ist spätestens am Folgetag nach Beginn 
der Verwendung eines Standorts zu erstatten. Werden Plakate nach und nach 
aufgestellt oder Standorte gewechselt, sind mehrere Bekanntgaben erforder
lich. Von der Landesregierung wurde für derartige Meldungen ein Muster aus
gearbeitet und den Parteien als Vorschlag zur Verfügung gestellt. 

  

Betragliche  
Begrenzung 

Zeitliche  
Begrenzung 

Mengenmäßige  
Begrenzung  

Standortmeldungen 
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Die Abwicklung der Standortmeldungen erachteten die Parteien teilweise als 
aufwändig. Mehrere Zwischenschritte waren dafür notwendig. Der Vorschlag 
der Landesregierung sah eine tabellarische Auflistung mit örtlicher Beschrei
bung der Standorte sowie zwei Anhänge mit planlichen Darstellungen jeweils 
für Groß- und Kleinplakate vor. Darin waren die genauen Positionen zu markie
ren. Manche Parteien wählten eine abweichende Dokumentation.  

Dem Landes-Rechnungshof fiel bei seiner Analyse auf, dass von den 
VFreiheitlichen zumindest 45 Großplakatstandorte nicht gemeldet wurden. 
Die NEOSV unterließen die gesetzlich geforderte planliche Darstellung im 
PDF-Format. Dies traf bei bestimmten Plakattypen auch auf die VVP zu. Sie 
vermischte zudem teils Standorte und Plakate. So wurden in einigen Meldun
gen Standorte doppelt ausgewiesen, weil sowohl Vorder- als auch Rückseite 
eines Plakats gezählt wurden.  

Gemäß PFG sind die Landesregierung sowie die Bezirkshauptmannschaften 
ermächtigt, die Einhaltung der zeitlichen und mengenmäßigen Begrenzung 
der Wahlwerbung zu überwachen. Die Abteilung Regierungsdienste (PrsR) im 
Amt der Landesregierung ersuchte die Bezirkshauptmannschaften im 
Juli 2024 unter Darlegung der Gesetzeslage um stichprobenartige Kontrollen 
der Einhaltung der Beschränkungen sowie deren Dokumentation. Für Plakate 
und digitale Wahlwerbeanlagen stellte sie ihnen im Herbst auch die einlangen
den Standortmeldungen der Parteien zur Verfügung.  

Laut Auskunft gestalteten sich die Kontrollen der Wahlplakate und digitalen 
Wahlwerbeanlagen generell schwierig. Eine Behörde wies darauf hin, dass die 
Standortangaben in verschiedenen Formaten geschickt wurden, teilweise 
keine Sortierungen vorlagen und insgesamt schlecht zu handhaben waren.  

Die Bezirkshauptmannschaft Bregenz stellte bei zumindest 62 überprüften 
Standorten insgesamt 17 Abweichungen fest, wobei 10 auf Landtagsparteien 
entfielen. Auch die Bezirkshauptmannschaft Feldkirch beanstandete bei 
61 gesichteten Standorten 4 von im Landtag vertretenen Parteien. Die Kon
trolle von 43 Standorten der Bezirkshauptmannschaft Bludenz blieb ohne 
Bemängelung. Auch die Bezirkshauptmannschaft Dornbirn meldete keine 
Unstimmigkeiten. Eine koordinierte, bezirksübergreifende Überprüfung aller 
Standorte wurde nicht durchgeführt. Verstöße gegen die zeitliche Begrenzung 
für die Aufstellung der Wahlplakate bzw. Nutzung der digitalen Wahlwerbean
lagen durch Landtagsparteien kamen im Zuge dieser Überwachung nicht her
vor.  

Ergebnisse ihrer Kontrollmaßnahmen leiteten die Bezirkshauptmannschaften 
an den Landes-Parteien-Transparenz-Senat (LPTS) weiter. Laut Auskunft sei
ner Geschäftsstelle beim Amt der Landesregierung wurden die Hinweise auf 
Konsequenzen nach PFG geprüft. Solche sind jedoch für unterbliebene, 
unvollständige oder unrichtige Standortmeldungen nicht vorgesehen. Eine 
relevante Überschreitung der höchstzulässigen Zahl an Standorten wurde auf
grund ihrer Erhebungsergebnisse für keine Partei nachgewiesen. 

  

Kontrolle 
Wahlplakate  

Überwachung  
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Eigene Kontrollen durch die Landesregierung bzw. die Bezirkshauptmann
schaften, ob die zeitliche Begrenzung auch bei Inseraten und Werbeeinschal
tungen eingehalten wurde, konnte der Landes-Rechnungshof nicht feststel
len. Die Landesregierung ging aber einer bei ihr eingelangten Meldung über 
eine zu frühe Social-Media-Einschaltung nach. Sie qualifizierte diese nicht als 
über den gewöhnlichen Betrieb hinausgehende spezifische Wahlwerbung. 
Daher wurden keine weiteren Maßnahmen getroffen. 

Verstöße gegen Bestimmungen des PFG zur Beschränkung der Wahlwerbung 
haben in der Regel Rückzahlungen der Parteienförderung zur Folge. Deren 
Höhe hängt von der Art der Übertretung ab. Bei manchen Tatbeständen wird 
explizit auf die Schwere des Verstoßes abgestellt.  

Relevante Rückzahlungstatbestände  
nach Parteienförderungsgesetz 

Höhe der RückzahlungTatbestand

Obergrenze für 
Wahlwerbungsaufwendungen 
überschritten

Dreifache Höhe des 
Überschreitungsbetrags

Höchstens zehn Prozent der 
gewährten Förderung, 
nach Schwere des Verstoßes 

Zeitliche oder mengenmäßige* 
Begrenzung nicht eingehalten

Verpflichtung zur Übermittlung und 
Veröffentlichung des 
Wahlwerbungsberichts nicht 
fristgerecht erfüllt

Gesamte für das Berichtsjahr 
gewährte Förderung

Angaben im Wahlwerbungsbericht 
sind unvollständig oder unrichtig

Höchstens zehn Prozent der 
gewährten Förderung, 
nach Schwere des Verstoßes

 
* außer geringfügige Überschreitung, d.h. nicht mehr als 10 Standorte und nicht länger als 3 Tage 
 

Quelle: § 12 Parteienförderungsgesetz 

Wenn die Verpflichtung zur fristgerechten Übermittlung des WWB verletzt 
wird, ist die Landesregierung bzw. die Abteilung Regierungsdienste (PrsR) für 
die Anordnung von Rückzahlungen zuständig. In allen anderen Fällen ent
scheidet der weisungsfreie LPTS. Er wird insbesondere aufgrund entspre
chender Prüfergebnisse des Landes-Rechnungshofs oder Meldungen der 
Landesregierung bzw. der Bezirkshauptmannschaften tätig. Ist keine Einsicht
nahme in Dokumente erforderlich, kann der LPTS auch von sich aus ein Ver
fahren einleiten. Rückzahlungen der Parteienförderung sind mit Bescheid 
anzuordnen. 

Die Beschränkung der Wahlwerbung ist ein wichtiges Mittel des Gesetzge
bers, um die Chancengleichheit der Parteien sicherzustellen. Der Landes-
Rechnungshof befürwortet die Obergrenze für Wahlwerbungsaufwendungen. 
Auch die erweiterten Transparenzvorschriften durch einen eigenen WWB hält 
er für zweckmäßig. Dabei wird die vollständige und richtige Erfassung der 
Wahlwerbungsaufwendungen für besonders wichtig erachtet, da nur so die 

Kontrolle Werbe- 
einschaltungen  

Rückzahlungen  

Einschätzung 



 

Wahlwerbung 2024, Jänner 2026 16 / 64 

relevanten Kosten für den Wahlkampf möglichst wahrheitsgetreu abgebildet 
werden können. Hervorgehoben wird, dass zur Vermeidung von Umgehungen 
das Wirksamwerden der Aufwendungen zwischen Stichtag und Wahltag maß
geblich ist. 

Auch die mengenmäßige Begrenzung der Standorte für Wahlplakate und 
digitale Wahlwerbeanlagen sieht der Landes-Rechnungshof positiv. Er ortet 
jedoch Probleme, insbesondere bei den Standortmeldungen während des 
Wahlkampfs sowie der Kontrolle der mengenmäßigen Begrenzungen. Obwohl 
der Gesetzeswortlaut des PFG eindeutig ist und auch seitens der Landes-
regierung ein Muster für Standortmeldungen vorgeschlagen wurde, wichen 
die Meldungen der Parteien in einigen Fällen deutlich von den vorgesehenen 
Angaben ab. Der Landes-Rechnungshof kritisiert unvollständige und unrich
tige Standortmeldungen. Er weist allerdings darauf hin, dass das Gesetz hier
für keinen Rückzahlungstatbestand vorsieht.  

Darüber hinaus hält der Landes-Rechnungshof stichprobenartige Kontroll
maßnahmen der in Verwendung stehenden Standorte für eingeschränkt 
geeignet, einen Rückzahlungstatbestand festzustellen. Damit eine relevante 
Überschreitung der höchstzulässigen Anzahl an Standorten mit Sicherheit 
nachgewiesen werden kann, müssten sämtliche Plakate einer Partei gleich
zeitig im ganzen Land kontrolliert werden. Um geringfügige Überschreitungen 
auszuschließen, können solche Überprüfungen sogar mehrfach notwendig 
sein. Der Landes-Rechnungshof merkt an, dass derartige Nachweise mit 
erheblichem Arbeits- und Koordinationsaufwand einhergehen. 

Für die bereits vorgesehene Evaluierung des PFG regt er daher an, die 
Kontrollarchitektur für die mengenmäßige Begrenzung zu überdenken und 
allfällig Anpassungen bei Rückzahlungstatbeständen vorzunehmen. Jeden
falls sollte aus Kosten-Nutzen-Überlegungen das Prozedere für die Standort
meldungen der Parteien während des Wahlkampfs sowie für die Überprüfung 
vereinfacht werden. Auch der Kontrolle der zeitlichen Begrenzung von Werbe
einschaltungen ist mehr Bedeutung beizumessen. Zudem hält der Landes-
Rechnungshof für sinnvoll, Bagatellgrenzen für Eigenwerbung von Wahl-
werber∙innen zu erwägen.  

Erstmalig mussten die Aufwendungen zur Landtagswahl 2024 detail
liert in einem Wahlwerbebericht ausgewiesen werden. Die Herausfor
derung war auch in diesem Bericht der Interpretationsspielraum. Die 
Unterscheidung, was betrifft den gewöhnlichen Betrieb und was sind 
tatsächliche Wahlwerbungskosten, war nicht immer eindeutig und 
kann unterschiedlich bewertet werden.  

  

Stellungnahme 
Vorarlberger 

Volkspartei 
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1.2 Landtagswahl 

Der Stichtag der Wahl wurde mit 
16. Juli 2024 festgesetzt. Die Parteien 
hatten alle Aufwendungen, die ab 
diesem Datum bis zum Wahltag am 
13. Oktober für die Wahlauseinander-
setzung wirksam wurden, detailliert  
im Wahlwerbungsbericht auszuweisen. 
Erst drei Wochen vor dem Wahltag durfte 
mit der Verwendung von Wahlplakaten 
und Werbeeinschaltungen begonnen 
werden. Die Aufwendungen der im Land
tag vertretenen Parteien summierten 
sich nach Berechnungen des Landes-
Rechnungshofs auf € 2,36 Mio. Die 
Vorarlberger Volkspartei verzeichnete 
die höchsten, die SPÖ Vorarlberg die 
geringsten Wahlwerbungsaufwendun
gen. Der zulässige Höchstbetrag von 
rund € 775.000 wurde von keiner Partei 
überschritten.   
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Am 13. Oktober 2024 fand in Vorarlberg die letzte Landtagswahl statt. An 
dieser nahmen neun wahlwerbende Gruppen teil, davon zwei zum ersten Mal. 
Insgesamt waren 271.882 Personen wahlberechtigt, woraus sich eine Ober
grenze für Wahlwerbungsaufwendungen in Höhe von € 774.864 ergab. 

Entsprechend dem Ergebnis der Landtagswahl schafften fünf Parteien den 
Einzug in den Vorarlberger Landtag. Diese waren dort bereits in der vorheri
gen Gesetzgebungsperiode vertreten. Die VVP verfügt seit der Wahl 2024 
über 15 Mandate im Landtag. Dahinter folgen die VFreiheitlichen mit 11 Abge
ordneten. Auf die GRÜNENV entfallen 4, auf die SPÖV und die NEOSV jeweils 
3 der insgesamt 36 Mandate.  

Ergebnis der Landtagswahl 2024 
Mandats- und Stimmverteilung 

Grafik – Mandatsverteilung (LTW 2024) inkl. Stimmenanteile

Vorarlberger 
Volkspartei

NEOS Vorarlberg

Die Grünen 
Vorarlberg

Vorarlberger 
Freiheitliche

SPÖ Vorarlberg15

11

4

3

3
36 Mandate

38 28 9 9 12 < 4

Stimmenanteile in Prozent

Andere

 
Quelle: Landesstelle für Statistik; Darstellung Landes-Rechnungshof 

Die Listen Wir – Plattform für Familien und Kinderschutz, Xi – HaK – Gilt, Kom
munistische Partei Österreichs – KPÖ und Das andere Vorarlberg scheiterten 
an der Hürde von einem Grundmandat bzw. fünf Prozent der gültigen 
Stimmen. Da sie weder vor noch nach der Wahl Anspruch auf Parteienförde
rung gemäß PFG hatten, unterlagen sie keiner der dort verankerten gesetzli
chen Beschränkungen. 

Mit Verordnung der Landesregierung wurden der Stichtag der Landtagswahl 
mit Dienstag, 16. Juli 2024, und der Wahltag mit Sonntag, 13. Oktober 2024, 
festgelegt. Gemäß der zeitlichen Begrenzung der Außenwerbung im PFG durf
ten Wahlplakate, digitale Wahlwerbeanlagen, wahlspezifische Inserate und 
Werbeeinschaltungen frühestens drei Wochen vor dem Wahltag, somit ab 
Sonntag, 22. September 2024, verwendet werden.  

  

Situation 

Ergebnis 

Zeitlicher Rahmen 
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Zeitleiste Landtagswahlkampf 2024 
wichtige fristauslösende Ereignisse  

Nationalratswahl 
29. Sept.

AugustJuli September Oktober

WahltagAußenwerbung
Wahlplakate und 
Werbeeinschal-
tungen erlaubt

16. 
Juli

22. 
Sept.

13. 
Okt.

Stichtag der Wahl
Ab hier relevanter Zeitraum für 
Wahlwerbungsaufwendungen

Wahlkampf
Intensivwahlkampf 
mit Außenwerbung

         

Nationalratswahl 
29. Sept.

AugustJuli September Oktober

WahltagAußenwerbung
Wahlplakate und 
Werbeeinschal-
tungen erlaubt

16. 
Juli

22. 
Sept.

13. 
Okt.

Stichtag der Wahl
Ab hier relevanter Zeitraum für 
Wahlwerbungsaufwendungen

Wahlkampf
Intensivwahlkampf 
mit Außenwerbung

 
Quelle: Wahlausschreibung, Parteienförderungsgesetz, Darstellung Landes-Rechnungshof 

Durch Abhaltung der Nationalratswahl am 29. September 2024 – zwei 
Wochen vor der Landtagswahl – kam es zu Überschneidungen zwischen den 
Wahlkämpfen auf Bundes- und Landesebene. Deutlich vor diesem Zeitraum 
fand in diesem Jahr auch die Wahl zum Europäischen Parlament statt. Diese 
wurde am 9. Juni 2024 durchgeführt.  

Nach Berechnungen des Landes-Rechnungshofs beliefen sich die Wahlwer
bungsaufwendungen der im Landtag vertretenen Parteien auf insgesamt 
€ 2,36 Mio. Grundlage dafür sind die Angaben in den WWB unter Berücksich
tigung der Hinweise aus Kapitel 2 dieses Prüfberichts. Bei seiner Prüfung kon
zentrierte sich der Landes-Rechnungshof grundsätzlich auf allfällig zu geringe 
Ausweise der Parteien.  

Mit rund € 741.000 verzeichnete die VVP die höchsten Wahlwerbungsaufwen
dungen. Sie unterschritt den maximal zulässigen Betrag um rund vier Prozent. 
Jene der anderen Parteien lagen hingegen deutlich unter dieser Obergrenze. 
Die SPÖV verzeichnete die geringsten Wahlwerbungsaufwendungen und 
schöpfte den Höchstbetrag zu rund einem Drittel aus.  

  

Wahlwerbungs- 
aufwendungen 



 

Wahlwerbung 2024, Jänner 2026 21 / 64 

Wahlwerbungsaufwendungen 
für die Landtagswahl am 13. Oktober 2024 in € 

Wahlwerbungs-
obergrenze

VVP VFreiheitliche GRÜNENV NEOSV SPÖV

298.133

403.009

649.587

740.615

272.207

Wahlwerbungsaufwendungen
insgesamt € 2,36 Mio.

774.864

Aktualisierung VVP (neun Anzeigen von CT und Rundung bei WW-Obergrenze)

 
Anmerkung: Einschließlich allfällig zu geringer Ausweise, wie in Hinweisen dargestellt 
 

Quelle: Wahlwerbungsberichte, Analyseergebnisse Landes-Rechnungshof 

Grundsätzlich entfiel der Großteil der Wahlwerbungsaufwendungen auf die 
Landesorganisationen der Parteien. Bei der VVP und in geringem Ausmaß bei 
den GRÜNENV tätigten auch Teilorganisationen wahlspezifische Aufwendun
gen. Beispielsweise beliefen sich jene des Wirtschaftsbunds auf rund 
€ 50.000. Im Fall der NEOSV und in geringerer Höhe bei den VFreiheitlichen 
wurden Wahlwerbungsaufwendungen teilweise von der Bundespartei ge-
tragen. Bei der VVP, den VFreiheitlichen, den GRÜNENV und in minimalem 
Umfang bei der SPÖV wiesen auch territoriale Gliederungen oder Wahlwer
ber∙innen solche auf.  

Der Landes-Rechnungshof weist darauf hin, dass die Parteien gleichartige 
Wahlwerbungsaufwendungen teilweise unterschiedlich den einzelnen 
Posten des WWB zuordneten. Dies betraf z.B. angemietete und beklebte Au
tos.  

Darüber hinaus erkannte er in einigen Fällen, dass im WWB auch Aufwendun
gen berücksichtigt wurden, welche nach den gesetzlichen Bestimmungen 
nicht als Wahlwerbungsaufwendungen anzusehen sind. So rechneten die 
VVP, die SPÖV und teilweise die VFreiheitlichen ihre nach der Wahl stattge
fundenen Wahlfeiern ein. Aufwendungen dafür sind keine spezifisch für die 
Wahlauseinandersetzung getätigten Beträge, da sie nicht mehr der Werbung 
um Wählerstimmen dienen. Darauf wies der Rechnungshof Österreich im 
Rahmen seiner Prüfung im Zusammenhang mit der Wahl zum Europäischen 
Parlament im Jahr 2024 ausdrücklich hin. 
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Für die Landtagswahl am 13. Oktober 2024 war erstmalig ein WWB über die 
diesbezüglichen Wahlwerbungsaufwendungen zu erstellen. Durch die teil
weise Überschneidung des Landtagswahlkampfs mit der Nationalratswahl 
mussten die Parteien die Wahlwerbungsaufwendungen beider Wahlen nach
vollziehbar voneinander abgrenzen.  

Die VVP kam mit ihren Wahlwerbungsaufwendungen als Einzige in die Nähe 
der betraglichen Wahlwerbungsobergrenze. Die zweithöchsten wahlspezifi
schen Aufwendungen verzeichneten die VFreiheitlichen. Für keine der geprüf
ten Parteien liegen dem Landes-Rechnungshof Anhaltspunkte für eine Über
schreitung vor.  

Durch die teilweise uneinheitliche Zuordnung von Wahlwerbungsaufwendun
gen zu einzelnen Posten des WWB sind Letztere nur eingeschränkt miteinan
der vergleichbar. Aus Sicht des Landes-Rechnungshofs ist eine Abstimmung 
der Zuordnungssystematik einzelner Aufwendungen zu den jeweiligen Posten 
wünschenswert.  

Die VVP wertet als positiv, dass der Landes-Rechnungshof bei keiner 
Partei eine Überschreitung des Höchstbetrages festgestellt hat. Dass 
Aufwendungen teilweise unterschiedlich den einzelnen Posten des 
WWB zugeordnet wurden, liegt an der Tatsache, dass erstmalig ein 
WWB erstellt werden musste. Um dies zu verhindern, bräuchte es Vor
gaben, an denen sich alle orientieren könnten. 

 

  

Einschätzung 

Stellungnahme 
Vorarlberger 

Volkspartei   
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2 Detailanalyse

2.1 Vorarlberger Volkspartei 

Die Analyse des Landes-Rechnungshofs 
ergab, dass die Wahlwerbungsaufwen
dungen um rund € 4.600 bzw. 0,6 Pro
zent zu gering dargestellt sind. Aufwen
dungen für wahlspezifische Werbeein
schaltungen von vier Personen wurden 
nicht im Wahlwerbungsbericht berück
sichtigt. Mindestens eine davon erfolgte 
vor dem zulässigen dreiwöchigen Zeit
raum. Eine weitere Unvollständigkeit er
kannte er im Zusammenhang mit einem 
vom Wirtschaftsbund geschalteten Inse
rat in einem periodischen Magazin. Zu
dem fehlen die gesetzlich geforderte An
lage zu Partei und Umfeld sowie teil
weise der vorgegebene Detailgrad von 
Ausweisen im Wahlwerbungsbericht.  
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Die VVP ist die Landespartei der Österreichischen Volkspartei. Ihre Rechtsper
sönlichkeit leitet sich von jener der Bundespartei ab, da sie die eigene Satzung 
bzw. das Organisationsstatut nicht beim Bundesministerium für Inneres hin
terlegte. Im Landtag war die Partei vor der Wahl 2024 mit 17 und danach mit 
15 von insgesamt 36 Abgeordneten vertreten. In diesem Jahr erhielt sie 
€ 1.353.505 an Parteienförderung aus Landesmitteln.  

Für den Landtagswahlkampf 2024 wies die VVP Wahlwerbungsaufwendun
gen von € 736.052 im WWB aus. Laut Analyse des Landes-Rechnungshofs 
blieben wahlspezifische Aufwendungen in Höhe von € 4.563 unberücksich
tigt. Die Wahlwerbungsaufwendungen beliefen sich damit auf rund 55 Prozent 
der in diesem Jahr erhaltenen Parteienförderung. Neben der Landesorganisa
tion entfielen diese zu gut 7 Prozent auf Teilorganisationen, allen voran den 
Wirtschaftsbund. Weitere rund 2 Prozent wurden von Gemeindeorganisatio
nen und Wahlwerber∙innen getragen.  

Die Landesorganisation hat für den WWB alle erforderlichen Angaben zu er
heben. Zu diesem Zweck forderte sie kurz nach der Landtagswahl Gemeinde
organisationen, Teilorganisationen und Wahlwerber∙innen auf, mittels eines 
Formulars ihre Wahlwerbungsaufwendungen in der gesetzlich geforderten 
Gliederung mitzuteilen oder gegebenenfalls eine Nullmeldung abzugeben. 
Die Teilorganisationen ersuchte sie dabei, allfällige Aufwendungen ihrer terri
torialen Gliederungen mit jenen der jeweiligen Landesorganisation zu konso
lidieren. Kurz vor Fertigstellung des WWB wurde neuerlich eine Bestätigung 
angefordert, dass sämtliche Wahlwerbungsaufwendungen für die Landtags
wahl gemeldet worden waren. Die Bundespartei oder deren nahestehende 
Organisationen fragte die VVP nicht an, jedoch gab es von diesen nach Aus
kunft der Partei keine Zuwendungen für die Landtagswahl.  

Zur Abgrenzung der Wahlwerbungsaufwendungen von anderen Aufwendun
gen legte die Landesorganisation in ihrer Buchhaltung für jeden gesetzlich ge
forderten Posten des WWB ein oder mehrere Konten an. Nach Verbuchung 
der Wahlwerbungsaufwendungen konnten diese somit direkt in den WWB 
übergeleitet werden. Der zusätzliche Personalaufwand für die Landtagswahl 
wurde nachträglich ergänzt. Teilorganisationen verbuchten Wahlwerbungs
aufwendungen in der Regel jeweils auf einem eigenen Konto.  

Die VVP übermittelte den WWB am 7. April 2025 fristgerecht an die Landes-
regierung. Er wurde durch den bestellten Wirtschaftsprüfer überprüft. Dieser 
bestätigte im Prüfvermerk, dass „der Wahlwerbungsbericht in dem geprüften 
Umfang den Vorschriften des PFG“ entspricht. Der Bericht wurde am 
18. April 2025 im Amtsblatt veröffentlicht.  

Der WWB umfasst aber keine Anlage zu Partei und Umfeld. Nach Auskunft der 
VVP handelt es sich hierbei um ein Versehen. Die Anlage wurde an den Wirt
schaftsprüfer übermittelt, jedoch dem WWB letztlich nicht angeschlossen. Bei 
der finalen Freigabe fiel der Partei das Fehlen der Anlage nicht auf.  

  

Situation 

Erstellungsprozess 

Formalerfordernisse 
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Nachstehend werden vom Landes-Rechnungshof ausgewählte Aufwendun
gen und Inhalte des WWB näher erläutert. Eingegangen wird auf solche, bei 
denen seiner Einschätzung nach Unvollständigkeiten bzw. Unrichtigkeiten 
vorliegen oder vorliegen könnten. 

Aufwendungen der Landesorganisation 
Dem Landes-Rechnungshof lag zur Prüfung der Vollständigkeit und Richtig
keit das Buchungsjournal der Landesorganisation für das Jahr 2024 vor. Dar
über hinaus forderte er risikoorientiert weitere Informationen an. Dies betraf 
u.a. Aufwendungen, welche nicht im WWB ausgewiesen sind, aber möglicher
weise wahlspezifisch waren. Die Partei übermittelte angeforderte Belege und 
unterstützte die Prüfhandlungen durch schriftliche und mündliche Auskünfte.  

Die Wahlwerbungsaufwendungen der Landesorganisation beliefen sich nach 
Analyse des Landes-Rechnungshofs auf € 667.575. Davon entfielen jeweils 
ein Fünftel auf Aufwendungen für Agenturen, Inserate und Werbeeinschaltun
gen sowie Direktwerbung. Aufwendungen für Wahlplakate und digitale Wahl
werbeanlagen machten rund elf Prozent aus.  

Der zusätzliche Personalaufwand im WWB umfasst auch Aufwendungen für 
Ferialkräfte, welche ausschließlich für den Wahlkampf angestellt waren. Im 
Zuge der Einschau stellte der Landes-Rechnungshof fest, dass ein Monats
gehalt nicht berücksichtigt wurde. Zudem wurde die Höhe einer wahlspezifi
schen Sonderzahlung für das Stammpersonal nicht richtig ermittelt. Der 
zusätzliche Personalaufwand ist infolgedessen im WWB um insgesamt € 383 
zu niedrig angegeben.  

Aufwendungen von anderen 
Neben Wahlwerbungsaufwendungen der Landesorganisation sind im WWB 
auch jene der 6 Teilorganisationen, der 44 Gemeindeorganisationen und der 
69 Wahlwerber∙innen ausgewiesen. Für Letztgenannte ist dabei nur die 
Gesamthöhe der Wahlwerbungsaufwendungen je Gemeindeorganisation 
bzw. Wahlwerber∙in angeführt. Ein gesonderter Ausweis der einzelnen Auf
wandsposten, wie gesetzlich gefordert, unterblieb. Auskunftsgemäß ent
schied sich die Partei zu dieser aggregierten Darstellung, um die Übersicht
lichkeit des WWB zu erhöhen. Nullmeldungen für die Bundespartei und deren 
nahestehende Organisationen waren nicht vorhanden. Personenkomitees 
gab es keine. 

Zwei der im WWB angeführten Gemeindeorganisationen existierten am Stich
tag der Landtagswahl nicht mehr. So wurde jene in Fontanella nach Auskunft 
der Partei Ende 2022 und jene in Röns Anfang 2024 ruhend gestellt. In beiden 
Fällen übermittelten die ehemaligen Obleute im Zuge der Abfragen Nullmel
dungen für ihre aufgelösten Gemeindeorganisationen, welche in den WWB 
übernommen wurden.  
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Der Wirtschaftsbund schaltete kurz vor der Landtagswahl eine doppelseitige 
Anzeige mit Bildern von verschiedenen Betriebsbesuchen in einem periodi
schen Magazin, welches keiner Partei zurechenbar ist. Diese Ausgabe enthielt 
einen gesonderten wahlspezifischen Teil. Dieser war inhaltlich und optisch 
von den herkömmlichen Inhalten getrennt und bestand fast ausschließlich aus 
bezahlten Einschaltungen der Parteien. Die Anzeige des Wirtschaftsbunds 
wurde in diesem Magazinteil platziert. In ihr war auf 11 der 14 Fotos mindes
tens ein Wahlwerber bzw. eine Wahlwerberin zur Landtagswahl abgebildet. 
Ein expliziter Verweis auf die Landtagswahl findet sich darin nicht. Auf der 
Rechnung über € 3.087 ist im Rahmen der Leistungsbeschreibung „Wahl 2024 
Promotion“ angeführt. Frühere Anzeigen des Wirtschaftsbunds hatten jeweils 
den Umfang von einer Seite.  

Nach Ansicht des Landes-Rechnungshofs kann insbesondere aufgrund des 
größeren Umfangs sowie der Platzierung im wahlspezifischen Magazinteil 
nicht ausgeschlossen werden, dass die Anzeige zum Zwecke der Wahl-
werbung für die Landtagswahl geschaltet wurde. Auch der Inhalt weicht von 
vorangegangenen Anzeigen des Wirtschaftsbunds im betreffenden Magazin 
ab. Laut Rechtsprechung zum PartG u.a. zur Einordnung von entgeltlichen Ein
schaltungen ist im Wesentlichen auf den Eindruck einer Durchschnittsbe
trachterin oder eines Durchschnittsbetrachters abzustellen. Weiters sind Ziel
richtung der Werbemaßnahme und ihre mögliche Nutzung für die anstehende 
Wahl sowie der öffentlichkeitswirksame Auftritt relevant.  

Im Zuge der Analyse erkannte der Landes-Rechnungshof bei zwei Wahlwer
bern, deren Wahlwerbungsaufwendungen im WWB mit null angegeben sind, 
dass diese wahlspezifische Anzeigen entgeltlich auf Social Media schalteten. 
Für deren Kosten in Höhe von insgesamt € 27 kamen sie selbst auf. Eine Mel
dung dieser Aufwendungen an die Partei erfolgte nicht. 

Zudem wurde der Landes-Rechnungshof auf 24 Videos aufmerksam, welche 
vom Geschäftsführer einer Teilorganisation privat beauftragt und mit Verweis 
auf die Landtagswahl am 13. Oktober entgeltlich auf seinem Social-Media-
Kanal geschaltet wurden. Die Gesamtaufwendungen für diese Werbean-
zeigen beliefen sich auf € 3.168. Der Geschäftsführer war zum damaligen Zeit
punkt auch Landtagsabgeordneter der VVP. Bei der Landtagswahl 2024 
kandidierte er nicht. In den ersten 13 Videos wurde im Abspann sowohl auf 
den Wahltag der Nationalrats- als auch jenen der Landtagswahl verwiesen, in 
den 11 weiteren Videos nur noch auf jenen der Landtagswahl. Mindestens 
neun dieser Einschaltungen wiesen zudem deutliche Bezüge zur VVP auf, bei
spielsweise durch Wahl-X mit dem Zusatz „ÖVP 13.10.“. Der Anteil der 
Aufwendungen für diese neun Videos betrug insgesamt € 1.056. Auch ein 
Kandidat für die Nationalratswahl schaltete für € 10 zwei entgeltliche Anzei
gen mit klarem Landtagswahlbezug auf Social Media. Beide Personen trugen 
ihre Aufwendungen selbst. Laut Auskunft der Partei waren ihr die Einschaltun
gen nicht bekannt.  

Nach Ansicht des Landes-Rechnungshofs handelte es sich bei den betreffen
den Werbeeinschaltungen um wahlspezifische Sachleistungen, die der Partei 
ohne Gegenleistung zugutekamen. Diese Sachspenden rechnete er der 
Landespartei deshalb zu, weil es sich bei den Spendern nicht um vollkommen 
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unabhängige Dritte handelte, sondern um einen Funktionär bzw. einen Kandi
daten der Partei. Erträge aus Sachspenden sind auch aufwandsseitig zu be
rücksichtigen.  

Einhaltung der gesetzlichen Begrenzungen 
Auch unter Berücksichtigung der Analyseergebnisse des Landes-
Rechnungshofs ergibt sich kein Anhaltspunkt, dass die VVP die betragliche 
Wahlwerbungsobergrenze überschritten hat. Sie schöpfte den Höchstbetrag 
zu rund 96 Prozent aus.  

Hinsichtlich der mengenmäßigen Begrenzung wird darauf hingewiesen, dass 
die Standortmeldungen an die Landesregierung während des Wahlkampfs für 
bestimmte Plakattypen keine planliche Darstellung enthielten und die Partei 
darin teils Standorte und Plakate vermischte, wie in Kapitel 1.1 ausgeführt. Die 
Kontrollergebnisse der Wahlplakate durch die Bezirkshauptmannschaften 
zeigten vereinzelt Plakate an nicht gemeldeten Standorten. Eine relevante 
Überschreitung konnte daraus nicht abgeleitet werden. 

Die Recherche ergab weiters, dass in zumindest einem Fall eine wahlspezifi
sche Werbeeinschaltung einen Tag vor dem zulässigen Zeitfenster zwischen 
22. September und 13. Oktober 2024 erfolgte. Dabei handelte es sich um 
einen der oben angeführten Videobeiträge des Geschäftsführers einer Teil-
organisation auf Social Media. 

Die erläuternden Bemerkungen zum Gesetz halten hierzu fest, dass unter 
einem Inserat bzw. einer Werbeeinschaltung die Veröffentlichung in einem 
Medium verstanden wird, wobei der Begriff Medium weit zu interpretieren ist. 
Inhalt der Veröffentlichung muss eine über den gewöhnlichen Betrieb hinaus
gehende spezifische Wahlwerbung sein. Ist diese Voraussetzung erfüllt, dann 
fällt beispielsweise auch eine Veröffentlichung auf einer Social-Media-Platt
form unter die zeitliche Beschränkung.  

Ihrer formalen Rechenschaftspflicht gemäß PFG kam die VVP großteils nach. 
Jedoch fehlte die gesetzlich geforderte Anlage zu Partei und Umfeld. Zudem 
ergaben sich Hinweise bezüglich Vollständigkeit und Richtigkeit des WWB. 
Entsprechend seinem Prüfschwerpunkt auf allfällig zu geringe Ausweise 
stellte der Landes-Rechnungshof fest, dass die Wahlwerbungsaufwendungen 
um 0,6 Prozent zu niedrig angegeben waren. Die VVP schöpfte die betragliche 
Obergrenze weitestgehend aus. Mit der mengenmäßigen Beschränkung der 
Wahlplakate fand die Partei offenbar ihr Auslangen. Für eine abschließende 
Einschätzung weist er jedoch auf seine Bedenken hinsichtlich der Überprüf
barkeit der höchstzulässigen Anzahl an Standorten hin.  

Der Landes-Rechnungshof hebt das interne Meldewesen der VVP für Anga
ben im WWB sowie die neu eingerichteten Konten für die Landtagswahl in der 
Buchhaltung der Landesorganisation hervor. Dies erlaubt eine direkte Überlei
tung auf die jeweiligen Posten des WWB. Jedoch wird auch eine dezidierte 
Abfrage bei der Bundespartei samt ihren nahestehenden Organisationen als 
zweckmäßig erachtet. Ebenso sind die Wahlwerbungsaufwendungen der 
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Gemeindeorganisationen und Wahlwerber∙innen im gesetzlich geforderten 
Detailgrad im WWB auszuweisen.  

Unvollständige Angaben erkennt der Landes-Rechnungshof insbesondere im 
Zusammenhang mit der Anzeige des Wirtschaftsbunds in einem periodischen 
Magazin. Auch wenn die betreffende Anzeige nicht explizit auf die Landtags
wahl 2024 verweist, geht der Landes-Rechnungshof von einer spezifisch für 
die Wahlauseinandersetzung getätigten Aufwendung aus. Er leitet dies vor 
allem aus der Einbettung in den gesonderten wahlspezifischen Magazinteil, 
dem größeren Umfang durch die Doppelseite sowie der Leistungsbe-
schreibung auf der Rechnung ab. Von einer Aufwendung im Rahmen des 
gewöhnlichen Betriebs kann nicht ausgegangen werden. Einen weiteren 
unvollständigen Ausweis sieht er beim zusätzlichen Personalaufwand der 
Landesorganisation, welcher wegen Fehlern bei der Berechnung nicht in 
voller Höhe im WWB enthalten ist.  

Überdies wird aufgezeigt, dass Aufwendungen für wahlspezifische Werbeein
schaltungen auf Social Media von zwei Wahlwerbern sowie zwei weiteren 
Personen, die der Partei zurechenbar sind, im WWB fehlen. Bei Letzteren weist 
er darauf hin, dass solche Sachspenden auch als Aufwand im WWB zu berück
sichtigen sind. In zumindest einem Fall wurde zudem die zeitliche Begrenzung 
der Verwendung von Inseraten und Werbeeinschaltung nicht eingehalten.  

Der Landes-Rechnungshof erstattet dem LPTS aufgrund der in der Situation 
festgestellten Sachverhalte zumindest folgende Hinweise. Diese umfassen 
die nach seiner Einschätzung vorliegenden Unvollständigkeiten oder Unrich
tigkeiten der Angaben im WWB sowie Überschreitungen gesetzlicher Begren
zungen. 

01. Wahlwerbungsaufwendungen der Gemeindeorganisationen und 
Wahlwerber∙innen nicht in gesetzlich gefordertem Detailgrad in Wahl
werbungsbericht ausgewiesen 

02. Zusätzlicher Personalaufwand der Landesorganisation um € 383 in 
Wahlwerbungsbericht zu niedrig dargestellt 

03. Aufwendungen des Wirtschaftsbunds in Höhe von € 3.087 nicht in 
Wahlwerbungsbericht enthalten  

04. Aufwendungen eines Funktionärs und eines Kandidaten der Partei in 
Höhe von insgesamt € 1.066 sowie zweier Wahlwerber in geringfügi
gem Ausmaß nicht in Wahlwerbungsbericht angeführt   

05. Anlage zu Partei und Umfeld fehlt  

06. Zeitliche Begrenzung durch zu frühe wahlspezifische Werbeeinschal
tungen in Social Media in zumindest einem Fall nicht eingehalten  

Hinweise 
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Zu Hinweis 01. 
Gesammelt wurden die Ausgaben der Gemeindeorganisationen im 
Detail. Die Darstellung erfolgte aus Übersichtlichkeit in einer Gesamt
summe. Von 44 Gemeindeorganisationen hatten 37 Gemeinden keine 
Aufwendungen und 7 Gemeinden Aufwendungen in den Positionen: 
Werbeeinschaltungen im Internet und in Printmedien, Wahlkampfge
schenke, Werbeagenturen, Postwurfsendungen, Wahlveranstaltun
gen und Sonstiges. 
Bei Wahlwerber:innen wurden die Aufwendungen ebenfalls im Detail 
eingehoben, die Darstellung erfolgte aber in einer Gesamtsumme. Von 
69 Wahlwerber:innen hatten 58 keine Aufwendungen und 11 Aufwen
dungen in den Positionen: Wahlkampfgeschenke, Postwurfsendun
gen, Wahlveranstaltungen, Werbeeinschaltungen im Internet und in 
Printmedien und Sonstiges. 

Zu Hinweis 02. 
Wie schon in der Einleitung erwähnt, war die Zuordnung der einzelnen 
Kosten aufgrund der Erstmaligkeit und der Abgrenzung zur National
ratswahl nicht immer eindeutig und einfach. Somit ergab sich die vom 
LRH dargestellte zusätzliche Personalaufwand in Höhe von € 383. 

Zu Hinweis 03. 
Bei dem doppelseitigen PR-Beitrag im Weekend-Magazin handelte es 
sich um eine Berichterstattung über die regelmäßig stattfindenden 
„Aktionstage“ des Wirtschaftsbundes. In diesem Format sind an ein bis 
zwei Tagen aktive Mitglieder der ArGe WB im Landtag sowie Funktio
när:innen der Wahlgemeinschaft „Vorarlberger Wirtschaft“ mit einem 
klar definierten Themenschwerpunkt in Betrieben im ganzen Land un
terwegs. Im Kern handelt es sich dabei um Betriebsbesuche, wie sie 
auch unabhängig von diesen Aktionstagen ganzjährig im Wochen
rhythmus stattfinden und zu den Kernaufgaben des Wirtschaftsbun
des gehören. Für die Platzierung und Darstellung des Beitrags im Ma
gazin war der Wirtschaftsbund nicht verantwortlich und wurde vom 
Magazin selbst vorgenommen. Die Titulierung auf der Rechnung ent
spricht zudem nicht dem erteilten Auftrag des Wirtschaftsbundes. Aus 
all diesen genannten Gründen vertreten wir weiterhin die Haltung, 
dass dieser PR-Beitrag nicht der Wahlwerbung zuzuordnen ist.  

Zu Hinweis 04. 
Zwei Wahlwerber haben Werbeeinschaltungen im Internet in Höhe 
von EUR 27,47 geschalten und nicht gemeldet.  
Der angesprochene damalige Landtagsabgeordnete, der jedoch nicht 
mehr für ein Mandat im Vorarlberger Landtag kandidiert hat, hat diese 
Videoserie aus privaten Mitteln finanziert. Die Serie steht in keinem Zu
sammenhang mit einer Teilorganisation. Dabei handelte es sich ein
deutig nicht um ein Personenkomitee, das meldepflichtig gewesen 
wäre, sondern um einen einzelnen Vorarlberger Bürger. Der überwie
gende Teil der Beiträge weist keinerlei Bezug zur Landtagswahl auf. 
Darüber hinaus erfolgte im Abspann lediglich ein neutraler Hinweis 
auf den Wahltermin, nicht jedoch auf eine wahlwerbende Fraktion. 
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Daher wurde diese privat produzierte Videoserie nicht den Wahl
kampfkosten zugeordnet. 

Zu Hinweis 05. 
Die Anlage zu Partei und Umfeld ist bei der Übermittlung untergegan
gen und das Fehlen wurde auch bei der Kontrolle nicht festgestellt. 

Zu Hinweis 06. 
Die unter Hinweis 4. erwähnte Schaltung ist aus unserer Sicht keine 
Werbeeinschaltung zur LTW und fällt somit auch nicht in die zeitliche 
Begrenzung für die Landtagswahl.  

Zu Stellungnahme Hinweis 03. 
Der Landes-Rechnungshof geht davon aus, dass eine Durchschnittsbetrach
terin oder ein Durchschnittsbetrachter die Anzeige insbesondere wegen ihrer 
Einbettung im wahlspezifischen Magazinteil als Wahlwerbung wahrnimmt. 
Zusätzlich weisen der größere Umfang sowie die Textierung auf der Rechnung 
darauf hin.  

Zu Stellungnahme Hinweis 04. 
Die genannten 24 Videos wurden von einem damaligen Abgeordneten der 
VVP geschaltet, der darüber hinaus auch Landesgeschäftsführer einer Teil-
organisation der Partei ist. Inhaltlich wiesen sämtliche Videos einen Bezug zur 
Landtagswahl auf. Davon sind zumindest in neun Videos auch deutliche 
Bezüge zur VVP vorhanden, wie im Sachverhalt näher ausgeführt. Der Landes-
Rechnungshof wertete daher diese neun aus privaten Mitteln finanzierten 
Videos als wahlspezifische Sachspenden.  
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2.2 Vorarlberger Freiheitliche 

Die Wahlwerbungsaufwendungen der 
Partei sind im Wahlwerbungsbericht um 
rund € 11.600 zu niedrig. Dies entspricht 
einer Abweichung von 1,8 Prozent. Un
vollständigkeiten bezogen sich größten
teils auf Werbeeinschaltungen im Inter
net, die bei Erstellung des Wahlwer
bungsberichts übersehen wurden. Auch 
die anteilige Miete für einen Bus sowie 
eine auf wahlspezifische Aufwendungen 
angerechnete Gutschrift sind nicht be
rücksichtigt. Ebenso finden sich Kosten 
für einen Wahlaufruf für die VFreiheit-
lichen vonseiten der Bundespartei nicht 
im Bericht. Die zeitliche Begrenzung 
wurde in elf Fällen nicht beachtet. Dies 
betraf neben Social Media auch eine 
Online-Werbeplattform sowie ein Digital
medium. In der Anlage fehlt eine 
Gemeindeorganisation.   
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Die VFreiheitlichen sind die Landespartei der Freiheitlichen Partei 
Österreichs. Sie hinterlegten ihre Satzung beim Bundesministerium für Inne
res und scheinen im Parteienregister auf. Somit kommt ihnen eigene Rechts
persönlichkeit zu. Im Landtag war die Partei vor der Wahl 2024 mit 5 und 
danach mit 11 von insgesamt 36 Abgeordneten vertreten. In diesem Jahr 
erhielt sie € 578.837 an Parteienförderung aus Landesmitteln. 

Für den Landtagswahlkampf 2024 wiesen die VFreiheitlichen Wahlwerbungs
aufwendungen von € 637.941 im WWB aus. Laut Analyse des Landes-
Rechnungshofs blieben wahlspezifische Aufwendungen in Höhe von € 11.646 
unberücksichtigt. Die Wahlwerbungsaufwendungen beliefen sich damit auf 
rund 112 Prozent der in diesem Jahr erhaltenen Parteienförderung. Neben der 
Landesorganisation fielen diese auch bei der Bundespartei, Gemeindeorgani
sationen, Wahlwerber·innen und in minimaler Höhe bei einer nahestehenden 
Organisation an. Deren Anteile an der Gesamtsumme betrugen zusammen 
knapp über 2 Prozent. 

Die Landesorganisation hat für den WWB alle erforderlichen Angaben zu 
erheben. Eine systematische Abfrage zu Wahlwerbungsaufwendungen bei 
relevanten Einheiten oder Wahlwerber·innen – beispielsweise mittels standar
disierter Formulare – führte sie nicht durch. Stattdessen schlossen die VFrei
heitlichen mit Wahlwerber·innen sogenannte Kandidatenvereinbarungen ab. 
Sie verpflichteten sich darin, sämtliche für die Landtagswahl geplanten Auf
wendungen im Vorfeld mit der Landesorganisation abzustimmen und alle er
forderlichen Unterlagen für tatsächlich getätigte Aufwendungen an diese zu 
übermitteln. Mit zurechenbaren Einheiten, wie Gliederungen oder naheste
henden Organisationen, gab es keine solchen Vereinbarungen. Nach Aus
kunft der Partei standen sie während des Wahlkampfs aber laufend im Aus
tausch.  

Die Landesorganisation erstellte den WWB anhand ihrer Buchhaltungsbelege. 
Dabei ging die Partei die einzelnen Dokumente durch und ordnete die betref
fenden Aufwendungen den entsprechenden Posten des WWB zu. Ebenso 
bezog sie die Aufwendungen mit ein, welche ihr von Wahlwerber·innen oder 
gegebenenfalls von Gemeindeorganisationen gemeldet wurden.  

Die VFreiheitlichen übermittelten den WWB am 10. April 2025 fristgerecht an 
die Landesregierung. Er wurde durch den bestellten Wirtschaftsprüfer über
prüft. Dieser bestätigte im Prüfvermerk, dass „der Wahlwerbungsbericht in 
dem geprüften Umfang den Vorschriften des Parteienförderungsgesetzes“ 
entspricht. Der Bericht wurde am 18. April 2025 im Amtsblatt veröffentlicht 

und enthält neben umfassenden Nullmeldungen auch die gesetzlich erforder
liche Anlage zu Partei und Umfeld. 

Nachstehend werden vom Landes-Rechnungshof ausgewählte Aufwendun
gen und Inhalte des WWB näher erläutert. Eingegangen wird auf solche, bei 
denen seiner Einschätzung nach Unvollständigkeiten bzw. Unrichtigkeiten 
vorliegen oder vorliegen könnten. 
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Aufwendungen der Landesorganisation 
Dem Landes-Rechnungshof lag zur Prüfung der Vollständigkeit und Richtig
keit das Buchungsjournal der Landesorganisation für das Jahr 2024 vor, 
ebenso eine Detailaufstellung der ausgewiesenen Wahlwerbungsaufwendun
gen geordnet nach Posten des WWB. Darüber hinaus forderte er risikoorien
tiert weitere Informationen an. Dies betraf u.a. Aufwendungen, welche nicht 
im WWB ausgewiesen sind, aber möglicherweise wahlspezifisch waren. Die 
Partei übermittelte angeforderte Belege und unterstützte die Prüfhandlungen 
durch schriftliche und mündliche Auskünfte. 

Die Wahlwerbungsaufwendungen der Landesorganisation summierten sich 
nach Analyse des Landes-Rechnungshofs auf € 635.290. Der höchste Anteil 
entfiel mit rund einem Drittel auf Inserate und Werbeeinschaltungen, gefolgt 
von Aufwendungen für Agenturen mit knapp einem Fünftel. 

Die Einschau des Landes-Rechnungshofs ergab, dass Aufwendungen für 
wahlspezifische Inserate und Werbeeinschaltungen bei einer Online-Werbe
plattform in Höhe von € 9.000 nicht in den WWB aufgenommen wurden. Die 
Partei begründete dies mit einem internen Fehler in der Ablage der Belege, 
weshalb sie diese bei der Erstellung nicht berücksichtigte. Aufgefallen war 
dies erst nach Abgabe des WWB. 

Zudem bezahlte die Landesorganisation für eine Wahlwerberin zwei wahlspe
zifische Anzeigen auf Social Media. Diese wurden jedoch erst im März 2025 
verrechnet. Der Beleg enthielt zwar den korrekten Leistungszeitraum, war 
aber für ein anderes Projekt ausgestellt. Aufgrund der fehlerhaften Projekt-
bezeichnung hat die Partei die Kosten in Höhe von € 180 nicht in den WWB 
einbezogen.  

Für den Landtagswahlkampf nutzten die VFreiheitlichen mehrere Mietautos, 
die u.a. mit Wahlaufrufen und Bildern des Spitzenkandidaten bedruckt waren. 
Zusätzlich verlängerte die Landesorganisation die Miete für einen anlässlich 
der Nationalratswahl von der Bundespartei angemieteten Bus, um diesen 
auch für die Landtagswahl zu verwenden. Die anteiligen Kosten in Höhe von 
€ 1.106 wurden nicht als Wahlwerbungsaufwendungen im WWB berücksich
tigt. 

Darüber hinaus bezahlte die Partei eine Rechnung für Wahlkampfmittel 
doppelt. Die zu viel getätigte Überweisung bezog sie nicht in ihre Wahlwer
bungsaufwendungen mit ein. Dieser Betrag wurde allerdings als Gutschrift auf 
eine andere Rechnung für wahlspezifische Druckwerke angerechnet und 
Letztere nur in der reduzierten Höhe in den WWB übernommen. Die Wahl-
werbungsaufwendungen sind daher um € 682 zu gering dargestellt. 
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Aufwendungen von anderen 
Neben Wahlwerbungsaufwendungen der Landesorganisation sind im WWB 
auch jene von einer Teilorganisation, 4 Bezirksorganisationen, 30 Gemeinde
organisationen, der Bundespartei, 5 nahestehenden Organisationen der 
Landespartei, 9 nahestehenden Organisationen der Bundespartei sowie 
69 Wahlwerber·innen ausgewiesen. Personenkomitees gab es keine.  

Für die Bundespartei wurde im WWB eine Nullmeldung abgegeben. Die 
Prüfung des Landes-Rechnungshofs ergab jedoch, dass deren Obmann Wahl
aufrufe für die Landtagswahl zugunsten der VFreiheitlichen auf Social-Media-
Kanälen veröffentlichte. Diese wurden von der Bundespartei kostenpflichtig 
um € 600 beworben.  

Weitere – ebenfalls nicht im WWB ausgewiesene – entgeltliche Werbeein
schaltungen erfolgten auf Social-Media-Kanälen der nahestehenden Organi
sation Freiheitliche Arbeitnehmer Vorarlberg und der Gemeindeorganisation 
Göfis. Letztere wurden von einem Wahlwerber getragen. Die insgesamt ange
fallenen Aufwendungen betrugen € 79. 

Bei Abgleich der Gesamtsumme mit den Einzelausweisen des WWB ließ sich 
eine Differenz von € 2.880 feststellen. Diese steht im Zusammenhang mit 
Wahlwerbungsaufwendungen einer Gemeindeorganisation. Im WWB wies die 
Partei diese fälschlicherweise auch bei einem Wahlwerber und somit doppelt 
aus. In der Gesamtsumme der Wahlwerbungsaufwendungen wurden sie hin
gegen nur einmal berücksichtigt. 

Anlage 
In der Anlage zu Partei und Umfeld fehlt die Gemeindeorganisation Satteins. 
Ebenso sind Angaben zu deren Wahlwerbungsaufwendungen nicht im WWB 
enthalten. Nach Auskunft der Partei hätte es sich um eine Nullmeldung ge-
handelt. 

Einhaltung der gesetzlichen Begrenzungen 
Auch unter Berücksichtigung der Analyseergebnisse des Landes-
Rechnungshofs ergibt sich kein Anhaltspunkt, dass die VFreiheitlichen die 
betragliche Wahlwerbungsobergrenze überschritten haben. Sie schöpften 
den Höchstbetrag zu rund 84 Prozent aus.  

Hinsichtlich der mengenmäßigen Begrenzung wird auf die unvollständige 
Standortmeldung an die Landesregierung während des Wahlkampfs hinge
wiesen, wie in Kapitel 1.1 ausgeführt. Bei dieser fehlten 45 Standorte von 
Großplakaten. Im später erstellten WWB wurden diese von der Partei berück
sichtigt. Die Kontrollen der Wahlplakate durch die Bezirkshauptmannschaften 
ergaben einzelne Plakate an nicht gemeldeten Standorten. Eine relevante 
Überschreitung konnte daraus nicht abgeleitet werden. 
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Die Recherche zeigte, dass in zumindest elf Fällen wahlspezifische Werbeein
schaltungen vor dem zulässigen Zeitfenster zwischen 22. September und 
13. Oktober 2024 erfolgten. Dies betraf Social-Media-Einschaltungen, Werbe
videos über eine Online-Werbeplattform sowie Inserate in einem Digital-
medium. Die ersten Werbeeinschaltungen liefen bereits ab 31. Juli. Die dies
bezüglichen Aufwendungen wurden von der Partei in den WWB einbezogen.  

Die erläuternden Bemerkungen zum Gesetz halten hierzu fest, dass unter 
einem Inserat bzw. einer Werbeeinschaltung die Veröffentlichung in einem 
Medium verstanden wird, wobei der Begriff Medium weit zu interpretieren ist. 
Inhalt der Veröffentlichung muss eine über den gewöhnlichen Betrieb hinaus
gehende spezifische Wahlwerbung sein. Ist diese Voraussetzung erfüllt, dann 
fällt beispielsweise auch eine Veröffentlichung auf einer Social-Media-Platt
form unter die zeitliche Beschränkung. 

Begründend führte die Partei an, dass insbesondere Beiträge mit dem Schrift
zug „Bitschi 2024“ – mit einem Wahl-X über der „0“ in der Jahreszahl – nicht 
als Wahlwerbung gewertet wurden. Aus ihrer Sicht handelte es sich um einen 
allgemeinen Slogan. Dieser Schriftzug war auf sechs der elf betroffenen Wer
beeinschaltungen zu sehen. Er wurde auch für Wahlkampfgeschenke wie 
Kugelschreiber, Sonnenbrillen oder Wasserbälle verwendet. Die weiteren 
Einschaltungen betrafen Aufforderungen zur Wahl der VFreiheitlichen oder 
ein Werbevideo über ein Kandidatentreffen für die Landtagswahl. 

Laut Rechtsprechung zum PartG u.a. zur Einordnung von entgeltlichen Ein
schaltungen im Wahlkampf ist im Wesentlichen auf den Eindruck einer Durch
schnittsbetrachterin oder eines Durchschnittsbetrachters abzustellen. 
Weiters sind Zielrichtung der Werbemaßnahme und ihre mögliche Nutzung 
für die anstehende Wahl sowie der öffentlichkeitswirksame Auftritt relevant. 

Die VFreiheitlichen kamen ihrer formalen Rechenschaftspflicht gemäß PFG 
nach, allerdings ergaben sich Hinweise bezüglich Vollständigkeit und Richtig
keit des WWB. Entsprechend seinem Prüfschwerpunkt auf allfällig zu geringe 
Ausweise stellte der Landes-Rechnungshof fest, dass die Wahlwerbungsauf
wendungen um 1,8 Prozent zu niedrig angegeben waren. Die Partei schöpfte 
die betragliche Obergrenze weitgehend aus. Mit der mengenmäßigen Begren
zung der Wahlplakate fand sie offenbar ihr Auslangen. Für eine abschließende 
Einschätzung weist der Landes-Rechnungshof jedoch auf seine Bedenken 
hinsichtlich der Überprüfbarkeit der höchstzulässigen Anzahl an Standorten 
hin. 

Bei Erstellung des WWB traten vereinzelt Übertragungsfehler auf. So wurde 
eine Aufwendung sowohl einer Gemeindeorganisation als auch einem Wahl
werber zugeordnet. In der Gesamtsumme wurde sie aber richtigerweise nur 
einmal berücksichtigt. Weiters ist die Anlage zu Partei und Umfeld nicht voll
ständig, da eine Gemeindeorganisation fehlt. Im Hinblick auf die festgestellten 
fehlenden Ausweise u.a. bei der Bundespartei und einer nahestehenden 
Organisation werden systematische Abfragen von Aufwendungen bei allen 
relevanten Einheiten und Personen als zweckmäßig erachtet.  

Zeitliche 
Begrenzung 

Einschätzung 
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Der Landes-Rechnungshof bemängelt, dass wahlspezifische Aufwendungen 
für Inserate und Werbeeinschaltungen der Landesorganisation aufgrund feh
lerhafter Belegablage bzw. Bezeichnung nicht vollständig in den WWB aufge
nommen wurden. Generell weist er darauf hin, dass wahlwerbungsrelevante 
Aufwendungen in voller Höhe im WWB abzubilden sind, auch im Zusammen
hang mit der Anrechnung einer Gutschrift. Dies umfasst ebenso die anteiligen 
Kosten für den Bus, der von der Bundespartei nach der Nationalratswahl für 
den Landtagswahlkampf weiter angemietet wurde. 

Zu beanstanden sind weiters elf Fälle von Werbeeinschaltungen im Internet 
vor dem erlaubten Zeitfenster. Der Landes-Rechnungshof merkt an, dass es 
bei der Frage, ob eine Werbeeinschaltung wahlspezifisch ist, insbesondere 
auf die Wahrnehmung einer Durchschnittsbetrachterin bzw. eines Durch
schnittsbetrachters ankommt. Aus seiner Sicht ist dies beim Schriftzug 
„Bitschi 2024“ mit dem Wahl-X über der „0“ in der Jahreszahl jedenfalls erfüllt, 
da sowohl ein Bezug zum Spitzenkandidaten als auch zum Wahljahr besteht. 
Zudem scheint derselbe Schriftzug auch auf Wahlkampfgeschenken der 
VFreiheitlichen auf. Dazu kommt, dass die Partei die Kosten für die Werbeein
schaltungen selbst als Wahlwerbungsaufwendungen im WWB ausgewiesen 
hat.  

Der Landes-Rechnungshof erstattet dem LPTS aufgrund der in der Situation 
festgestellten Sachverhalte zumindest folgende Hinweise. Diese umfassen 
die nach seiner Einschätzung vorliegenden Unvollständigkeiten oder Unrich
tigkeiten der Angaben im WWB sowie Überschreitungen gesetzlicher Begren
zungen.  

07. Aufwendungen für wahlspezifische Werbeeinschaltungen im Internet 
in Höhe von € 9.180 in Wahlwerbungsbericht nicht enthalten 

08. Aufwendungen für wahlspezifische Druckwerke in Höhe von € 682 
wegen Anrechnung einer Gutschrift nicht in Wahlwerbungsbericht be
rücksichtigt 

09. Aufwendungen für Miete eines Busses zur Verwendung bei Landtags
wahl in Höhe von € 1.106 nicht in Wahlwerbungsbericht inkludiert 

10. Aufwendungen der Bundespartei in Höhe von € 600 sowie der nahe
stehenden Organisation Freiheitliche Arbeitnehmer Vorarlberg und 
eines Wahlwerbers in geringfügiger Höhe nicht in Wahlwerbungsbe
richt ausgewiesen  

11. In Anlage zu Partei und Umfeld fehlt Gemeindeorganisation Satteins  

12. Zeitliche Begrenzung durch zu frühe wahlspezifische Werbeeinschal
tungen in Social Media, einer Online-Werbeplattform und einem 
Digitalmedium in zumindest elf Fällen nicht eingehalten 

Hinweise 
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Der vorliegende Prüfbericht des Landes-Rechnungshofs Vorarlberg 
zum Wahlwerbungsbericht wird zur Kenntnis genommen. 
Seitens der geprüften Stelle bestehen keine Anmerkungen oder 
Einwendungen.  

  

Stellungnahme 
Vorarlberger 
Freiheitliche 



 

Wahlwerbung 2024, Jänner 2026 39 / 64 
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2.3 Die Grünen Vorarlberg 

Nach Ansicht des Landes-Rechnungs
hofs sind die Wahlwerbungsaufwendun
gen um rund € 6.200 und damit um 
1,5 Prozent zu gering angegeben. Die 
Partei führte eine umfassende Erhebung 
bei allen relevanten Einheiten durch. 
Jedoch wurden die Rückmeldungen von 
zwei Gliederungen versehentlich nicht in 
den Wahlwerbungsbericht übernom
men. Auch wahlspezifische Werbeein
schaltungen in Regionalzeitungen und 
Social Media berücksichtigte die Partei 
teils nicht. Aufwendungen für Wahl-
plakate und einen Wahlwerber führte sie 
nicht vollständig an. Im Übrigen wurde in 
14 Fällen Wahlwerbung vor dem zulässi
gen Zeitraum geschaltet, überwiegend in 
Social Media. In der Anlage fehlen eine 
Gliederung und eine nahestehende 
Organisation.   
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Die GRÜNENV sind die Landespartei der österreichweiten Grünen – Grüne 
Alternative. Sie hinterlegten ihre Satzung beim Bundesministerium für Inneres 
und scheinen im Parteienregister auf. Somit kommt ihnen eigene Rechtsper
sönlichkeit zu. Im Landtag war die Partei vor der Wahl 2024 mit 7 und danach 
mit 4 von insgesamt 36 Abgeordneten vertreten. In diesem Jahr erhielt sie 
€ 669.660 an Parteienförderung aus Landesmitteln.  

Für den Landtagswahlkampf 2024 wiesen die GRÜNENV Wahlwerbungsauf
wendungen von € 396.857 im WWB aus. Laut Analyse des Landes-
Rechnungshofs blieben wahlspezifische Aufwendungen in Höhe von € 6.152 
unberücksichtigt. Die Wahlwerbungsaufwendungen beliefen sich damit auf 
rund 60 Prozent der in diesem Jahr erhaltenen Parteienförderung. Neben der 
Landesorganisation fielen diese auch bei einer Teilorganisation, bei Gemein
deorganisationen und Wahlwerber·innen an. Deren Anteile an der Gesamt
summe betrugen zusammen knapp 3 Prozent. 

Die Landesorganisation hat für den WWB alle erforderlichen Angaben zu 
erheben. Die diesbezügliche Abfrage führte sie bei ihren Gliederungen, Wahl
werber∙innen und der Bundespartei durch. Letztere umfasste auch deren 
nahestehende Organisationen. Die Meldung etwaiger Wahlwerbungsaufwen
dungen war über ein Formular zu erstatten. Darin waren auch Details wie das 
Belegdatum und eine kurze Beschreibung der getätigten Aufwendung anzu
geben.  

Grundsätzlich beruhte die Verbuchung der Wahlwerbungsaufwendungen auf 
Richtlinien der Bundespartei, wurde aber an die Anforderungen gemäß PFG 
angepasst. Sie basierte auf Kostenstellen sowie Kostenträgern. Erstere 
dienten zur Aufteilung auf Landtagswahl, Nationalratswahl und Wahl zum 
Europäischen Parlament. Kostenträger ermöglichten eine direkte Zuordnung 
auf die gesetzlich vorgegebenen Posten des WWB. Manuelle Berechnungen 
waren bis auf wenige Ausnahmen nicht notwendig. 

Die GRÜNENV übermittelten den WWB am 9. April 2025 fristgerecht an die 
Landesregierung. Er wurde durch den bestellten Wirtschaftsprüfer überprüft. 
Dieser bestätigte im Prüfvermerk, dass „der Wahlwerbungsbericht in dem 
geprüften Umfang den Vorschriften des Vorarlberger Parteienförderungsge
setzes“ entspricht. Der Bericht wurde am 18. April 2025 im Amtsblatt ver-
öffentlicht und enthält auch die gesetzlich erforderliche Anlage zu Partei und 
Umfeld. 

Nachstehend werden vom Landes-Rechnungshof ausgewählte Aufwendun
gen und Inhalte des WWB näher erläutert. Eingegangen wird auf solche, bei 
denen seiner Einschätzung nach Unvollständigkeiten bzw. Unrichtigkeiten 
vorliegen oder vorliegen könnten. 

Aufwendungen der Landesorganisation 
Dem Landes-Rechnungshof lag zur Prüfung der Vollständigkeit und Richtig
keit das Buchungsjournal der Landesorganisation für das Jahr 2024 vor, 
ebenso eine Detailaufstellung der ausgewiesenen Wahlwerbungsaufwendun
gen geordnet nach Posten des WWB. Darüber hinaus forderte er risikoorien-

Situation 

Erstellungsprozess 

Formalerfordernisse 
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tiert weitere Informationen an. Dies betraf u.a. Aufwendungen, welche nicht 
im WWB ausgewiesen sind, aber möglicherweise wahlspezifisch waren. Die 
Partei übermittelte angeforderte Belege und unterstützte die Prüfhandlungen 
durch schriftliche und mündliche Auskünfte. 

Die Wahlwerbungsaufwendungen der Landesorganisation summierten sich 
nach Analyse des Landes-Rechnungshofs auf € 392.065. Der bei weitem 
höchste Anteil entfiel mit knapp 40 Prozent auf Agenturen, gefolgt von Insera
ten und Werbeeinschaltungen mit rund 20 Prozent. 

Bei Kontrolle der Aufwendungen fiel auf, dass in einer Rechnung für Anbrin
gen und Entfernen von Wahlplakaten eine Gutschrift in Höhe von € 1.000 ab
gezogen wurde. Diese gewährte das Unternehmen nachträglich für seine 
Leistungen im Zusammenhang mit der Wahl zum Europäischen Parlament. 
Die Gutschrift stand in keiner Verbindung zur Landtagswahl. Somit ist der Aus
weis zu Wahlplakaten im WWB um € 1.000 zu niedrig.  

Die Landesorganisation schaltete im Jahr 2024 mehrere entgeltliche Anzei
gen in fünf Regionalzeitungen. Der Landes-Rechnungshof erhob die Frequenz 
solcher Werbeeinschaltungen über das gesamte Jahr sowie den Wahlwer
bungscharakter zwischen Stichtag und Wahltag. Dabei zog er als Beurtei
lungskriterium u.a. die Rechtsprechung zum PartG zur Einordnung von ent
geltlichen Einschaltungen heran. Im Wesentlichen ist auf den Eindruck einer 
Durchschnittsbetrachterin oder eines Durchschnittsbetrachters abzustellen. 
Weiters sind Zielrichtung der Werbemaßnahme und ihre mögliche Nutzung 
für die anstehende Wahl sowie der öffentlichkeitswirksame Auftritt relevant. 

Die Erhebung zeigte, dass im Zeitraum zwischen Stichtag und Wahltag die 
Häufigkeit der Schaltungen zunahm und die Inhalte teils klar auf das Werben 
von Stimmen für die GRÜNENV bei der Landtagswahl abzielten. Diese Eigen
schaften trafen nach Beurteilung des Landes-Rechnungshofs jedenfalls auf 
vier Einschaltungen zu, von denen allerdings nur zwei im WWB berücksichtigt 
wurden. Somit fehlen Aufwendungen der Landesorganisation für zwei Anzei
gen in Höhe von € 1.742. 

Zudem ließ die Einschau in Buchhaltungskonten und angeforderte Belege er
kennen, dass die GRÜNENV sechs Rechnungen für entgeltliche Social-Media-
Einschaltungen nicht im WWB auswiesen. Deren Analyse ergab Aufwendun
gen in Höhe von € 709 für Beiträge im relevanten Zeitraum mit eindeutigem 
Wahlwerbungscharakter, wie Vorstellung von Kandidat∙innen und Wahl-
programm. 

Weiters waren Honorare für die Social-Media-Betreuung eines Wahlwerbers 
für September und Oktober nicht vollständig im WWB enthalten. Beim Fehlbe
trag handelte es sich um gewährte Rabatte in Höhe von insgesamt € 1.000. 
Diese stellten Sachspenden dar, welche die Landesorganisation als derartige 
Erträge berücksichtigte. Aufwandsseitig wurden sie zwar verbucht, jedoch 
nicht der Landtagswahl zugeordnet. 

 

Wahlplakate 

Werbeeinschaltungen 
in Printmedien 

Werbeeinschaltungen 
im Internet 

Aufwendungen für 
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Aufwendungen von anderen 
Neben Wahlwerbungsaufwendungen der Landesorganisation sind im WWB 
auch jene von fünf Gemeindeorganisationen sowie fünf Wahlwerber·innen 
ausgewiesen. Nullmeldungen zu den weiteren zurechenbaren Einheiten 
erfolgten nicht. Personenkomitees gab es keine.  

Bei Einschau in die von Gliederungen und Wahlwerber∙innen befüllten Erhe
bungsformulare fiel auf, dass dort angegebene Wahlwerbungsaufwendungen 
in zwei Fällen nicht in den WWB übernommen wurden. Die Gemeindeorgani
sation Altach meldete Aufwendungen für parteieigene Printmedien in Höhe 
von € 1.316, die Teilorganisation Grüne Jugend Vorarlberg solche für Wahlver
anstaltungen in Höhe von € 309. Laut GRÜNENV handelte es sich um ein Ver
sehen. 

Außerdem schaltete und finanzierte ein Wahlwerber zur Landtagswahl zwei 
entgeltliche Anzeigen mit wahlspezifischen Inhalten im relevanten Zeitraum. 
Nach Angabe der Landesorganisation wurde vergessen, ihr diese Aufwendun
gen in Höhe von € 76 bekanntzugeben. Sie sind daher nicht im WWB berück
sichtigt.  

Anlage 
In der Anlage zu Partei und Umfeld ist die Gemeindeorganisation Röthis nicht 
enthalten. Sie wurde mit Anfang Juli 2024 in die Partei aufgenommen und ist 
daher für den WWB relevant. In die Erhebung zu Wahlwerbungsaufwendun
gen war sie allerdings einbezogen. 

Darüber hinaus fehlt in der Anlage die Grüne Wirtschaft als nahestehende 
Organisation der Landespartei. Abweichend davon haben die GRÜNENV 
diese im L-RB 2024 als solche angeführt. Im Gespräch begründeten sie dies 
damit, dass der Status der Grünen Wirtschaft zum Zeitpunkt der Erstellung des 
WWB parteiintern noch nicht final geklärt war. Im Rahmen seiner Prüfung für 
das Jahr 2023 erstattete der Landes-Rechnungshof bereits einen diesbezüg-
lichen Hinweis zur Eigenschaft der Grünen Wirtschaft als nahestehende 
Organisation der Landespartei. Der LPTS bestätigte erstinstanzlich diese Ein
schätzung in seiner Entscheidung vom November 2025. 

Einhaltung der gesetzlichen Begrenzungen 
Auch unter Berücksichtigung der Analyseergebnisse des Landes-
Rechnungshofs ergibt sich kein Anhaltspunkt, dass die GRÜNENV die betrag
liche Wahlwerbungsobergrenze überschritten haben. Sie schöpften den 
Höchstbetrag zu 52 Prozent aus.  

Ebenso lagen keine konkreten Anzeichen vor, dass gegen die mengenmäßige 
Begrenzung von Plakatstandorten verstoßen wurde. Die Kontrollergebnisse 
der Bezirkshauptmannschaften zeigten aber, dass zwei Plakate an nicht 
gemeldeten Standorten aufgestellt waren.  
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Die Recherche ergab überdies, dass in zumindest 14 Fällen wahlspezifische 
Werbeeinschaltungen vor dem zulässigen Zeitfenster zwischen 22. Septem
ber und 13. Oktober 2024 erfolgten. Zwei diesbezügliche Inserate schaltete 
die Landesorganisation bereits am 5. und am 19. September in allen fünf 
Regionalzeitungen. Weiters fanden sich zwölf entgeltlich beworbene Social-
Media-Anzeigen mit eindeutigem Wahlbezug auf Kanälen der Landespartei. 
Ihre Bewerbung begann zwischen 10. und 19. September. Die GRÜNENV 
begründeten dies damit, dass sie die zeitliche Begrenzung gemäß PFG nicht 
auch auf Social-Media-Einschaltungen bezogen. 

Die erläuternden Bemerkungen zum Gesetz halten hierzu fest, dass unter 
einem Inserat bzw. einer Werbeeinschaltung die Veröffentlichung in einem 
Medium verstanden wird, wobei der Begriff Medium weit zu interpretieren ist. 
Inhalt der Veröffentlichung muss eine über den gewöhnlichen Betrieb hinaus
gehende spezifische Wahlwerbung sein. Ist diese Voraussetzung erfüllt, dann 
fällt beispielsweise auch eine Veröffentlichung auf einer Social-Media-Platt
form unter die zeitliche Beschränkung. 

Die GRÜNENV kamen ihrer formalen Rechenschaftspflicht gemäß PFG nach, 
allerdings ergaben sich Hinweise bezüglich Vollständigkeit und Richtigkeit 
des WWB. Entsprechend seinem Prüfschwerpunkt auf allfällig zu geringe Aus
weise stellte der Landes-Rechnungshof fest, dass die Wahlwerbungsaufwen
dungen um 1,5 Prozent zu niedrig angegeben waren. Die GRÜNENV schöpf
ten die betragliche Obergrenze zu etwas mehr als der Hälfte aus. Mit der 
mengenmäßigen Beschränkung der Wahlplakate fand die Partei offenbar ihr 
Auslangen. Für eine abschließende Einschätzung weist der Landes-
Rechnungshof jedoch auf seine Bedenken hinsichtlich der Überprüfbarkeit 
der höchstzulässigen Anzahl an Standorten hin. 

Der Landes-Rechnungshof hebt die parteiinterne Methodik zur Verbuchung 
von Wahlwerbungsaufwendungen auf Kostenstellen und Kostenträger hervor. 
Die Landesorganisation führte einen umfassenden Erhebungsprozess von 
Wahlwerbungsaufwendungen durch. In zwei Fällen traten aber Fehler bei der 
Übertragung in den WWB auf.  

Den Ausweis zu Aufwendungen für Wahlplakate sieht der Landes-
Rechnungshof als nicht vollständig an, da eine Gutschrift im Zusammenhang 
mit der Wahl zum Europäischen Parlament bei den Aufwendungen zur Land
tagswahl abgezogen wurde. Seiner Einschätzung nach sind hier eine genaue 
Zuordnung zu den jeweiligen Wahlen sowie gegebenenfalls Umbuchungen 
vorzunehmen.  

Aufgezeigt wird zudem, dass teils Aufwendungen für wahlspezifische Werbe
einschaltungen im WWB fehlen. Nach Ansicht des Landes-Rechnungshofs 
sind die betreffenden Einschaltungen in Regionalzeitungen und Social Media 
ihrem Gesamteindruck nach eindeutig als Wahlwerbung für die Partei zu 
beurteilen. Zu beanstanden sind weiters 14 Fälle, in denen Werbeeinschaltun
gen vor dem erlaubten Zeitfenster erfolgten.  
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Generell weist er darauf hin, dass wahlwerbungsrelevante Spenden im WWB 
als Aufwand zu berücksichtigen sind. Dies umfasst jene Rechnungen, welche 
durch derartige Zuwendungen rabattiert und nicht in voller Höhe ausgewiesen 
wurden. 

Die Anlage zu Partei und Umfeld ist nach Auffassung des Landes-
Rechnungshofs nicht vollständig, da eine Gemeindeorganisation sowie eine 
nahestehende Organisation der Landespartei fehlen. Wahlwerbungsaufwen
dungen wurden jedoch für beide Einheiten abgefragt. 

Der Landes-Rechnungshof erstattet dem LPTS aufgrund der in der Situation 
festgestellten Sachverhalte zumindest folgende Hinweise. Diese umfassen 
die nach seiner Einschätzung vorliegenden Unvollständigkeiten oder Unrich
tigkeiten der Angaben im WWB sowie Überschreitungen gesetzlicher Begren
zungen.  

13. Aufwendungen für Wahlplakate in Höhe von € 1.000 wegen Anrech
nung einer Gutschrift nicht in Wahlwerbungsbericht enthalten 

14. Aufwendungen für wahlspezifische Werbeeinschaltungen in Regio
nalzeitungen in Höhe von € 1.742 und in Social Media in Höhe von 
€ 709 nicht in Wahlwerbungsbericht berücksichtigt 

15. Aufwendungen für einen Wahlwerber in Form von gespendeten Wahl
werbungsaufwendungen in Höhe von € 1.000 nicht in Wahlwerbungs
bericht dargestellt 

16. Aufwendungen der Teilorganisation Grüne Jugend Vorarlberg in Höhe 
von € 309, der Gemeindeorganisation Altach in Höhe von € 1.316 und 
eines Wahlwerbers in geringfügigem Ausmaß nicht in Wahlwerbungs
bericht ausgewiesen  

17. In Anlage zu Partei und Umfeld fehlen Gemeindeorganisation Röthis 
und nahestehende Organisation Grüne Wirtschaft  

18. Zeitliche Begrenzung durch zu frühe wahlspezifische Werbeeinschal
tungen in Printmedien und Social Media in zumindest 14 Fällen nicht 
eingehalten 

Zu Hinweis 13. 
Eine Rechnung für das Anbringen und Entfernen von Wahlplakaten 
anlässlich der Landtagswahl enthielt eine Gutschrift von 1.000,00 €. 
Das leistende Unternehmen war bereits für die Plakatierung bei der 
vorangegangenen Europawahl beauftragt. Aus diesem Auftrag 
resultierte eine Gutschrift. Es wurde versehentlich nur der rabattierte 
Betrag als Wahlwerbungskosten in den Bericht aufgenommen.  

Zu Hinweis 14. 
Zwei Inserate in Regionalzeitungen mit Bezug zur Landtagswahl 
wurden am 5. bzw 19.9. geschaltet. Zweck und Überschrift der Inserate 

Hinweise 

Stellungnahme  
Die Grünen Vorarlberg 
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waren allgemeine politische Themen. Im Text wurde die Landtagswahl 
nebensächlich in einem Absatz erwähnt. Wir waren der Meinung, 
diese Inserate nicht als Wahlwerbung einstufen zu müssen. Dieser 
Meinung waren wir auch bei den Social Media Beiträgen. 

Zu Hinweis 15. 
Die Aufwendungen für Wahlwerber:innen enthalten Kosten für Social 
Media Beratung. Zwei dazu gehörige Rechnungen waren erheblich 
rabattiert. Im Zuge der Jahresabschlussarbeiten zur Erstellung des 
Landesrechenschaftsberichts wurde der Differenzbetrag als 
Sachspende korrekterweise auf das entsprechende Aufwandskonto 
verbucht. Zu diesem Zeitpunkt war der Wahlwerbungsbericht bereits 
erstellt, und es wurde übersehen, diesen um die erwähnten 
Sachspenden zu ergänzen. 

Zu Hinweis 16. 
Für die Grüne Jugend und die Gemeindeorganisation Altach wurden in 
Erhebungsformularen Wahlwerbungskosten eingetragen. Diese 
liegen auch vor. Jedoch wurden die Zahlen beim Übertrag in den 
endgültigen Wahlwerbungsbericht übersehen und fehlen somit. 

Zu Hinweis 17. 
Die Gemeindegruppe Röthis wurde im Juli 2024 gegründet. Die 
Gemeindegruppe wurde zur Frage der Wahlwerbungskosten auch 
angeschrieben, jedoch lagen zu diesem Zeitpunkt noch keine 
Tätigkeiten der Gruppe vor. Daher wurde sie auch nicht in die Anlage 
zum Wahlwerbungsbericht aufgenommen. Die Grüne Wirtschaft war 
in ihrer Eigenschaft als nahestehende Organisation der Grünen 
Landesorganisation zum Zeitpunkt der Erstellung des 
Wahlwerbungsberichts noch in Frage gestellt und wurde daher nicht 
in die Anlage aufgenommen. Die Grüne Wirtschaft hatte ebenfalls 
keine Wahlwerbungsausgaben. Dieses Versäumnis hatte somit keine 
Auswirkungen auf die Höhe der Wahlkampfkosten. 

Zu Hinweis 18. 
Zu diesem Hinweis wurde bereits zu Hinweis 14 Stellung genommen. 
Die zwei angesprochenen Inserate und die Social Media Beiträge im 
Gesamtbetrag von 709 € wurden von uns nicht als Wahlwerbung 
eingestuft. Daher war uns nicht bewusst, dass die Einschaltungen zu 
einer Verletzung der zeitlichen Beschränkung für Wahlwerbung 
führen. 

Zu Stellungnahme Hinweis 14. 
Der Landes-Rechnungshof weist in Bezug auf die zwei Werbeeinschaltungen 
in Regionalzeitungen darauf hin, dass es sich bei deren Inhalt und Überschrif
ten um Themen des Wahlprogramms der GRÜNENV zur Landtagswahl 2024 
handelte. Diese wurden auch explizit in jeweils einem eigenen Absatz mit der 
Landtagswahl in Verbindung gebracht.  

  

Kommentar  
Landes-Rechnungshof 
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2.4 SPÖ Vorarlberg 

Der Ausweis der Wahlwerbungsaufwen
dungen ist um rund € 7.700 bzw. 2,8 Pro
zent zu niedrig. Insbesondere fehlen Auf
wendungen für zwei Fotoshootings. Die 
Bilder wurden im Hinblick auf die Land
tagswahl aufgenommen und u.a. für 
Wahlplakate und eine Wahlbroschüre 
verwendet. Zudem berücksichtigte die 
Partei wahlspezifische Werbeanzeigen 
in Regionalzeitungen nicht. Die Angaben 
im Wahlwerbungsbericht bezogen sich 
auskunftsgemäß ausschließlich auf die 
Landesorganisation. Sie führte keine sys
tematische Abfrage bei ihr zurechenba
ren Einheiten und Personen durch. Zu
mindest bei zwei Gemeindeorganisatio
nen stellte der Landes-Rechnungshof 
Wahlwerbungsaufwendungen in gering
fügigem Ausmaß fest. In drei Fällen 
wurde Wahlwerbung zu früh geschaltet.   
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Die SPÖV ist die Landespartei der Sozialdemokratischen Partei Österreichs. 
Ihre Rechtspersönlichkeit leitet sich von jener der Bundespartei ab, da sie die 
eigene Satzung bzw. das Statut nicht beim Bundesministerium für Inneres hin
terlegte. Im Landtag war die Partei sowohl vor als auch nach der Wahl 2024 
mit 3 von insgesamt 36 Abgeordneten vertreten. In diesem Jahr erhielt sie 
€ 422.864 an Parteienförderung aus Landesmitteln.  

Für den Landtagswahlkampf 2024 wies die SPÖV Wahlwerbungsaufwendun
gen von € 264.459 im WWB aus. Laut Analyse des Landes-Rechnungshofs 
blieben wahlspezifische Aufwendungen in Höhe von € 7.748 unberücksich
tigt. Die Wahlwerbungsaufwendungen beliefen sich damit auf rund 64 Prozent 
der in diesem Jahr erhaltenen Parteienförderung. Sie entfielen fast ausschließ
lich auf die Landesorganisation, in minimaler Höhe auch auf zwei Gemeinde
organisationen. 

Die Landesorganisation hat für den WWB alle erforderlichen Angaben zu 
erheben. Für den Landtagswahlkampf war vorgesehen, dass sie sämtliche 
Wahlwerbungsaufwendungen trägt. Allfällige Vorfinanzierungen durch 
andere Einheiten oder Personen waren mit der Landesorganisation abzustim
men. Bei der parteiinternen Auftaktveranstaltung im Juli 2024 wurde aus
kunftsgemäß auf diese Regelung hingewiesen. Die Teilnehmer∙innen an die
ser Sitzung stammten im Wesentlichen aus dem Kreis des erweiterten 
Landesparteivorstands. Dazu gehörten auch Vertreter∙innen der Gemeindeor
ganisationen. Eine systematische Abfrage zu Wahlwerbungsaufwendungen 
bei relevanten Einheiten oder Wahlwerber·innen – beispielsweise mittels eige
ner standardisierter Formulare – wurde aufgrund der festgelegten Kostentra
gung seitens der SPÖV nicht durchgeführt. 

Zur Abgrenzung der Wahlwerbungsaufwendungen von anderen Aufwendun
gen richtete die Landesorganisation in ihrer Buchhaltung ein eigenes Konto 
für die Landtagswahl ein. Diesem ordnete sie die spezifischen Aufwendungen 
zu, welche schließlich für den WWB nach den im PFG vorgegebenen Posten 
weiter aufgegliedert wurden.  

Die SPÖV übermittelte den WWB am 11. April 2025 fristgerecht an die Landes
regierung. Er wurde durch den bestellten Wirtschaftsprüfer überprüft. Dieser 
bestätigte im Prüfvermerk, dass „der Wahlwerbungsbericht in dem geprüften 
Umfang den Vorschriften des Vorarlberger Parteienförderungsgesetzes“ ent
spricht. Der Bericht wurde am 18. April 2025 im Amtsblatt veröffentlicht und 
enthält auch die gesetzlich erforderliche Anlage zu Partei und Umfeld. 

Gemäß PFG hat eine getrennte Darstellung der Aufwendungen nach Landes
organisation, Gliederungen, Bundespartei, nahestehenden Organisationen, 
Personenkomitees sowie einzelnen Wahlwerber∙innen zu erfolgen. Dieser 
getrennte Ausweis ist im WWB der SPÖV nicht ersichtlich. Er enthält weder 
eine Anmerkung, dass sich die dargestellten Aufwendungen ausschließlich 
auf die Landesorganisation beziehen, noch Leermeldungen für die zurechen
baren Einheiten und Personen.  

  

Situation 

Erstellungsprozess 

 

Formalerfordernisse 
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Nachstehend werden vom Landes-Rechnungshof ausgewählte Aufwendun
gen bzw. Inhalte des WWB näher erläutert. Eingegangen wird auf solche, bei 
denen seiner Einschätzung nach Unvollständigkeiten bzw. Unrichtigkeiten 
vorliegen oder vorliegen könnten. 

Aufwendungen der Landesorganisation 
Dem Landes-Rechnungshof lag zur Prüfung der Vollständigkeit und Richtig
keit das Buchungsjournal der Landesorganisation für das Jahr 2024 vor, 
ebenso eine Detailaufstellung der ausgewiesenen Wahlwerbungsaufwendun
gen geordnet nach Posten des WWB. Darüber hinaus forderte er risikoorien
tiert weitere Informationen an. Dies betraf u.a. Aufwendungen, welche nicht 
im WWB ausgewiesen sind, aber möglicherweise wahlspezifisch waren. Die 
Partei übermittelte angeforderte Belege und unterstützte die Prüfhandlungen 
durch schriftliche und mündliche Auskünfte. 

Die Wahlwerbungsaufwendungen der Landesorganisation summierten sich 
nach Analyse des Landes-Rechnungshofs auf € 272.069. Der höchste Anteil 
entfiel zu gut einem Drittel auf Agenturen, gefolgt von Direktwerbung mit 
knapp einem Viertel. 

Bei Durchsicht des Buchungsjournals fiel eine Rechnung über zwei Foto-
shootings auf, welche im Juni 2024 stattfanden. Laut vorliegendem Beleg 
wurden die Fotos im Hinblick auf den Landtagswahlkampf aufgenommen 
sowie auskunftsgemäß auch für diesen genutzt. Sie fanden insbesondere Ver
wendung in einer Wahlbroschüre sowie auf Wahlplakaten. Die Aufwendungen 
beliefen sich auf insgesamt € 5.040 und sind nicht im WWB enthalten.  

Die SPÖV begründete den nicht erfolgten Ausweis damit, dass die Foto-
shootings vor dem Stichtag durchgeführt wurden. Nach der Intention des 
Gesetzes sind jedoch alle wahlspezifischen Aufwendungen im WWB zu erfas
sen, welche zwischen Stichtag und Wahltag wirksam wurden. Die Nutzung 
bzw. Verwendung der Fotos fand in diesem Zeitraum statt. 

Im Jahr 2024 schaltete die Landesorganisation mehrere entgeltliche Anzeigen 
in fünf Regionalzeitungen. Zudem übernahm sie auch Kosten derartiger Ver
öffentlichungen für Gemeindeorganisationen. Die Aufwendungen dafür wur
den laut Auskunft der Partei aufgrund der Üblichkeit dieser Einschaltungen 
nicht im WWB ausgewiesen.  

Der Landes-Rechnungshof erhob die Frequenz solcher Werbeeinschaltungen 
über das gesamte Jahr sowie den Wahlwerbungscharakter zwischen Stichtag 
und Wahltag. Dabei zog er als Beurteilungskriterium u.a. die Rechtsprechung 
zum PartG zur Einordnung von entgeltlichen Einschaltungen heran. Im 
Wesentlichen ist auf den Eindruck einer Durchschnittsbetrachterin oder eines 
Durchschnittsbetrachters abzustellen. Weiters sind Zielrichtung der Werbe
maßnahme und ihre mögliche Nutzung für die anstehende Wahl sowie der 
öffentlichkeitswirksame Auftritt relevant. 

  

Agenturleistungen 

Werbeeinschaltungen 
in Printmedien 
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Die Einschau zeigte, dass im Zeitraum zwischen Stichtag und Wahltag die 
Häufigkeit der Schaltungen der Landesorganisation generell zunahm und die 
Inhalte teils klar auf das Werben von Stimmen für die SPÖV bei der Landtags
wahl abzielten. Diese Eigenschaften trafen nach Beurteilung des Landes-
Rechnungshofs jedenfalls auf drei Einschaltungen zu, die jeweils in allen fünf 
Regionalzeitungen platziert waren. Eine weitere Werbeanzeige in einer Regio
nalzeitung wies ebenso einen deutlichen Bezug zur Landtagswahl auf. Insge
samt tätigte die Landesorganisation für alle vier Einschaltungen Aufwendun
gen in Höhe von € 2.318. 

Als Wahlkampfgeschenke verteilte die SPÖV u.a. mit Parteilogo oder -slogans 
versehene Gegenstände wie Feuerzeuge, Getränke, Brillenputztücher oder 
Süßigkeiten. Vor allem auf Letzteren wurden bestimmte Werbesticker ange
bracht. Aufwendungen für diese in Höhe von € 121 waren im WWB nicht ent
halten. Laut Auskunft der Landesorganisation wurde die betreffende 
Rechnung vom August 2024 versehentlich nicht dem Konto der Landtagswahl 
zugeordnet.  

Bei Abgleich der Angaben im WWB mit dem Gesamtsaldo des für die Land
tagswahl eingerichteten Kontos ergab sich eine geringfügige Differenz von 
€ 10. Sie ist auf einen Fehler bei der manuellen Übertragung der Wahlwer
bungsaufwendungen in die Detailaufstellung für den WWB zurückzuführen. 
Der Posten Wahlveranstaltungen ist daher um diesen geringfügigen Betrag zu 
niedrig ausgewiesen.  

Aufwendungen von anderen 
Der WWB enthält keine Wahlwerbungsaufwendungen von Gliederungen, der 
Bundespartei, nahestehenden Organisationen oder einzelnen Wahlwerber∙in
nen. Personenkomitees gab es keine. 

Im Rahmen einer Medienanalyse stellte der Landes-Rechnungshof fest, dass 
die Gemeindeorganisation Schlins eine Werbeeinschaltung für eine Kandida
tin zur Nationalrats- und Landtagswahl in der dortigen Regionalzeitung in 
Höhe von € 227 finanzierte. Zumindest die Hälfte dieses Betrags ist dem Land
tagswahlkampf zuzurechnen. Auch die Gemeindeorganisation Hohenems 
warb entgeltlich um Stimmen auf Social Media. Dies ist aus der öffentlich 
zugänglichen Werbebibliothek der verwendeten Plattform ersichtlich. Aus vor
gelegten Unterlagen lässt sich ableiten, dass dafür € 25 ausgegeben wurden. 
Über beide Werbeeinschaltungen erlangte die Landesorganisation auskunfts
gemäß erst anlässlich der Prüfung des Landes-Rechnungshofs Kenntnis. 

Weiters zeigte die Recherche eine privat von einem Funktionär finanzierte 
Social-Media-Einschaltung zur Bewerbung der Partei für die Landtagswahl. Er 
selbst kandidierte im Jahr 2024 für die Nationalratswahl und war für eine Ge
meindeorganisation aktiv. Die Kosten für die Einschaltung Anfang Oktober 
beliefen sich auf € 120. Ein Ausweis dieser Aufwendungen im WWB unter
blieb, da der Landesorganisation laut eigenen Angaben diese Einschaltung 
nicht bekannt war.  

Wahlkampfgeschenke 

Wahlveranstaltungen 

Gemeinde- 
organisationen 

Sonstige 
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Nach Ansicht des Landes-Rechnungshofs handelte es sich bei der betreffen
den Werbeeinschaltung um eine wahlspezifische Sachleistung, die der Partei 
ohne Gegenleistung zugutekam. Diese Sachspende rechnete er der Landes
organisation deshalb zu, weil es sich beim Spender nicht um einen vollkom-
men unabhängigen Dritten handelte, sondern um einen Funktionär der Partei. 
Erträge aus Sachspenden sind ebenso aufwandsseitig zu berücksichtigen.  

Anlage 
In der Anlage zu Partei und Umfeld sind die SPÖ Frauen Bludenz und die Junge 
Generation als Teilorganisationen ausgewiesen. Nach Rücksprache mit der 
Landesorganisation war dies ein Versehen. Der Status dieser Gruppierungen 
hat sich seit dem L-RB 2023 nicht geändert. In der dortigen Anlage wurden 
richtigerweise keine Teilorganisationen angegeben. 

Einhaltung der gesetzlichen Begrenzungen  
Auch unter Berücksichtigung der Analyseergebnisse des Landes-
Rechnungshofs ergibt sich kein Anhaltspunkt, dass die SPÖV die betragliche 
Wahlwerbungsobergrenze überschritten hat. Sie schöpfte den Höchstbetrag 
zu 35 Prozent aus. Ebenso lagen keine konkreten Anzeichen vor, dass gegen 
die mengenmäßige Begrenzung von Plakatstandorten verstoßen wurde. Die 
Kontrollen der Bezirkshauptmannschaften ergaben keine Beanstandungen. 

Allerdings erfolgten in zumindest drei Fällen wahlspezifische Werbeeinschal
tungen vor dem zulässigen Zeitfenster zwischen 22. September und 
13. Oktober 2024. Ein diesbezügliches Inserat schaltete die Landesorganisa
tion bereits am 19. September in allen fünf Regionalzeitungen. Zwei entgelt
lich beworbene Social-Media-Anzeigen mit eindeutigem Wahlbezug fanden 
sich auf Kanälen des Parteivorsitzenden. Ihre Bewerbung begann am 9. bzw. 
12. September. Die SPÖV begründete dies damit, dass sie die zeitliche 
Begrenzung gemäß PFG nicht auch auf Social-Media-Einschaltungen bezog.  

Die erläuternden Bemerkungen zum Gesetz halten hierzu fest, dass unter 
einem Inserat bzw. einer Werbeeinschaltung die Veröffentlichung in einem 
Medium verstanden wird, wobei der Begriff Medium weit zu interpretieren ist. 
Inhalt der Veröffentlichung muss eine über den gewöhnlichen Betrieb hinaus
gehende spezifische Wahlwerbung sein. Ist diese Voraussetzung erfüllt, dann 
fällt beispielsweise auch eine Veröffentlichung auf einer Social-Media-Platt
form unter die zeitliche Beschränkung. 

Die SPÖV kam ihrer formalen Rechenschaftspflicht gemäß PFG nach, aller
dings ergaben sich Hinweise bezüglich Vollständigkeit und Richtigkeit des 
WWB. Entsprechend seinem Prüfschwerpunkt auf allfällig zu geringe Aus
weise stellte der Landes-Rechnungshof fest, dass die Wahlwerbungsaufwen
dungen um 2,8 Prozent zu niedrig angegeben waren. Die SPÖV schöpfte die 
betragliche Obergrenze nur zu einem guten Drittel aus. Mit der mengenmäßi
gen Beschränkung der Wahlplakate fand die Partei offenbar ihr Auslangen. Für 
eine abschließende Einschätzung weist der Landes-Rechnungshof jedoch auf 

Zeitliche  
Begrenzung 

Einschätzung 
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seine Bedenken hinsichtlich der Überprüfbarkeit der höchstzulässigen Anzahl 
an Standorten hin. 

Der Ausweis im WWB wird insbesondere deshalb als nicht vollständig ange
sehen, da Aufwendungen für zwei Fotoshootings fehlen. Diese fanden zwar 
vor dem Stichtag statt, die Fotos wurden aber im Hinblick auf den Landtags
wahlkampf aufgenommen und auch für verschiedene Wahlwerbungspro
dukte im relevanten Zeitraum genutzt. Aus Sicht des Landes-Rechnungshofs 
handelt es sich daher um Aufwendungen, die über den gewöhnlichen Betrieb 
hinausgehend spezifisch für die Wahlauseinandersetzung getätigt wurden 
und nach dem Stichtag der Wahl ihre Wirksamkeit entfalteten.  

Weitere diesbezügliche Unvollständigkeiten liegen vor, da Aufwendungen für 
Werbesticker und jene für vier wahlspezifische Werbeeinschaltungen in Regi
onalzeitungen nicht im WWB ausgewiesen wurden. Die betreffenden Anzei
gen sind nach Ansicht des Landes-Rechnungshofs in ihrem Gesamteindruck 
eindeutig als Wahlwerbung für die Partei zu beurteilen. Zu bemängeln sind 
weiters drei Fälle, in denen Werbeeinschaltungen in Medien vor dem erlaub
ten Zeitfenster erfolgten.  

Im Übrigen wird angemerkt, dass laut PFG ein getrennter Ausweis der Wahl
werbungsaufwendungen je nach zurechenbarer Einheit bzw. Person vorgese
hen ist. Selbst wenn die Kostentragung für den Wahlkampf grundsätzlich bei 
der Landesorganisation lag, ist im WWB eine entsprechende Klarstellung oder 
Leermeldung erforderlich. Gleichzeitig zeigte die Medienanalyse, dass es 
zumindest geringfügige Wahlwerbungsaufwendungen von zwei Gemeindeor
ganisationen gab. Weiters ist die Sachspende eines Funktionärs als wahlwer
bungsrelevanter Aufwand der Landesorganisation zuzurechnen und daher im 
WWB auszuweisen. Eine systematische Abfrage bei relevanten Einheiten und 
Personen kann die Vollständigkeit und Richtigkeit der Angaben im WWB 
unterstützen. Ebenso sollte bei seiner Erstellung ein kontrollierender Abgleich 
mit dem Gesamtsaldo des Kontos der Landtagswahl durchgeführt werden.  

Der Landes-Rechnungshof erstattet dem LPTS aufgrund der in der Situation 
festgestellten Sachverhalte zumindest folgende Hinweise. Diese umfassen 
die nach seiner Einschätzung vorliegenden Unvollständigkeiten oder Unrich
tigkeiten der Angaben im WWB sowie Überschreitungen gesetzlicher Begren
zungen.  

19. Aufwendungen für wahlspezifische Fotoshootings in Höhe von € 5.040 
nicht in Wahlwerbungsbericht enthalten 

20. Aufwendungen für wahlspezifische Werbeeinschaltungen in Regio
nalzeitungen in Höhe von € 2.318 nicht in Wahlwerbungsbericht be
rücksichtigt 

21. Aufwendungen für Werbesticker zur Anbringung auf Wahlkampfge
schenken in Höhe von € 121 nicht in Wahlwerbungsbericht erfasst 

Hinweise 
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22. Aufwendungen für Wahlveranstaltungen wegen Übertragungsfehler 
in Wahlwerbungsbericht geringfügig zu niedrig dargestellt 

23. Aufwendungen der Gemeindeorganisationen Schlins und Hohenems 
in Höhe von insgesamt € 138 sowie eines Funktionärs in Höhe von 
€ 120 nicht in Wahlwerbungsbericht ausgewiesen 

24. Zeitliche Begrenzung durch zu frühe wahlspezifische Werbeeinschal
tungen in Printmedien und Social Media in zumindest drei Fällen nicht 
eingehalten  

Die SPÖ Vorarlberg bedankt sich beim Landes-Rechnungshof für die 
durchgeführte Prüfung sowie die detaillierte und transparente Darstel
lung der Ergebnisse. Die Hinweise werden zum Anlass genommen, in
terne Abläufe weiter zu präzisieren und zu verbessern. 

Zu Hinweis 19.  
Aufwendungen für wahlkampfspezifische Fotoshootings: Die ange
führten Aufwendungen für Fotoshootings wurden im Prüfzeitraum teil
weise nicht als wahlwerbungsrelevant erfasst, da diese auch für allge
meine Parteikommunikation außerhalb des Wahlkampfes vorgesehen 
waren. Wir nehmen die Einschätzung des Landes-Rechnungshofs zur 
Kenntnis und werden künftig bei der Abgrenzung zwischen allgemei
ner Öffentlichkeitsarbeit und wahlkampfspezifischer Verwendung 
eine noch klarere und nachvollziehbarere Zuordnung vornehmen. 

Zu Hinweis 20. 
Nicht ausgewiesene wahlkampfspezifische Werbeeinschaltungen in 
Regionalzeitungen: Die nicht ausgewiesenen Beträge beruhen auf ei
ner abweichenden internen Einschätzung zur Wahlkampfrelevanz ein
zelner Inserate. Für zukünftige Wahlkämpfe wird die SPÖ Vorarlberg 
die Kriterien zur Einordnung solcher Einschaltungen weiter schärfen 
und dokumentieren. 

Zu Hinweis 21. 
Aufwendungen für Werbesticker: Die beanstandeten Aufwendungen 
wurden wegen einem Übertragungs- bzw. Zuordnungsfehler nicht im 
Wahlwerbungsbericht vermerkt. Interne Kontrollmechanismen wur
den überprüft und werden weiter verbessert.   

Zu Hinweis 22.  
Aufwendungen für Veranstaltungen wegen Übertragungsfehlern: Der 
festgestellte Unterschied resultierte aus einem “Zahlendreher” beim 
Übertragen in die abgegebenen Unterlagen.  

Zu Hinweis 23. 
Aufwendungen der Gemeindeorganisationen: Die nicht ausgewiese
nen Beträge betreffen Leistungen von Gemeindeorganisationen und 
Gemeindevertreter:Innen. Künftig wird eine einheitlichere Erfassung 
aller wahlkampfrelevanten Aufwendungen auf Gemeindeorganisati
ons-, Wahlwerber:Innen- und Mitglieder:Innenebene sichergestellt. 

Stellungnahme 
SPÖ Vorarlberg 
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Zu Hinweis 24. 
Zeitliche Begrenzung von wahlkampfspezifischen Werbeeinschaltun
gen: In den angeführten Fällen erfolgte die Einschaltung aus organisa
torischen bzw. technischen Gründen. Eine bewusste Umgehung der 
gesetzlichen Regelungen lag nicht vor. Die zeitliche Steuerung wird 
künftig noch strenger überwacht. 

Die SPÖ Vorarlberg betont, dass die gesetzlichen Wahlwerbebe
schränkungen eingehalten wurden und weder die betragsmäßigen 
noch die mengenmäßigen Obergrenzen überschritten wurden. Die 
Hinweise des Landes-Rechnungshofs werden als konstruktiver Bei
trag zur Weiterentwicklung der Transparenz verstanden. 
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2.5 NEOS Vorarlberg 

Die Wahlwerbungsaufwendungen sind 
um € 9.200 zu gering ausgewiesen. Dies 
entspricht einer Abweichung von 
3,1 Prozent. Die Partei bezog beim zu
sätzlichen Personalaufwand für die 
Landtagswahl die Lohnnebenkosten 
nicht ein. Zudem wurden Aufwendungen 
der Bundespartei aufgrund eines Über
tragungsfehlers nicht im Wahlwerbungs
bericht berücksichtigt. Sie übernahm 
auch Kosten für ein Zeitungsinserat, 
welche nach Ansicht des Landes-
Rechnungshofs jedoch unzutreffend der 
Landesorganisation zugeordnet wurden. 
Hinsichtlich der zeitlichen Begrenzung 
ergaben sich keine Anhaltspunkte für 
mögliche Verstöße.   
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Die NEOSV sind die Landesgruppe der bundesweit agierenden Partei NEOS – 
Das Neue Österreich und Liberales Forum. Sie selbst verfügen über keine 
eigene Rechtspersönlichkeit. Im Landtag war die Partei sowohl vor als auch 
nach der Wahl 2024 mit 3 von insgesamt 36 Abgeordneten vertreten. In 
diesem Jahr erhielten sie € 398.433 an Parteienförderung aus Landesmitteln.  

Für den Landtagswahlkampf 2024 wiesen die NEOSV Wahlwerbungsaufwen
dungen von € 288.934 im WWB aus. Laut Analyse des Landes-Rechnungshofs 
blieben wahlspezifische Aufwendungen in Höhe von rund € 9.198 unberück
sichtigt. Die Wahlwerbungsaufwendungen beliefen sich damit auf rund 
75 Prozent der in diesem Jahr erhaltenen Parteienförderung. Im Zuge der Prü
fung stellte sich heraus, dass diese nicht nur auf die Landesorganisation ent
fielen, sondern auch auf die Bundespartei. Deren Anteil an der Gesamtsumme 
betrug knapp 14 Prozent.  

Die Landesorganisation hat für den WWB alle erforderlichen Angaben zu 
erheben. Auskunftsgemäß existierte für die Erstellung aufgrund des hohen 
Zentralisierungsgrads der Partei kein eigenes Meldewesen. Sie gab an, dass 
sie in die Finanzen der Gemeindeorganisationen sowie des Vereins JUNOS – 
Junge liberale NEOS als nahestehende Organisation in Vorarlberg Einsicht 
nehmen und somit allfällige wahlspezifische Aufwendungen erkennen kann. 
Eigenständige Aufwendungen von Wahlwerber∙innen waren nach Informa
tion der Partei zwar möglich, jedoch unwahrscheinlich. Als Grund gab sie an, 
dass die ersten fünf Plätze der Landesliste auch für die Bezirkslisten übernom
men wurden und somit kein Anreiz für einen Vorzugsstimmenwahlkampf 
bestand.  

Die Buchhaltung der NEOSV wird zentral vom Bundesbüro in Wien geführt. 
Einlangende Rechnungen werden in Vorarlberg geprüft, einer Kostenstelle zu
geordnet und in weiterer Folge von Mitarbeiter∙innen des Bundesbüros ver
bucht. Für die Landtagswahl bestand eine eigene Kostenstelle. Am Ende des 
Jahres wurden die zugeordneten Buchungen um noch nicht enthaltene Auf
wendungen ergänzt und auf die Posten des WWB übergeleitet.  

Den WWB übermittelten die NEOSV am 11. April 2025 fristgerecht an die 
Landesregierung. Er wurde durch den bestellten Wirtschaftsprüfer überprüft. 
Dieser bestätigte im Prüfvermerk, dass „der Wahlwerbungsbericht in dem 
geprüften Umfang den Vorschriften des Gesetzes über die Förderung sowie 
die Transparenz der Landtagsparteien und -fraktionen“ entspricht und ord
nungsgemäß erstellt wurde. Der Bericht wurde am 18. April 2025 im Amtsblatt 
veröffentlicht und enthält auch die gesetzlich erforderliche Anlage zu Partei 
und Umfeld.  

Nachstehend werden vom Landes-Rechnungshof ausgewählte Aufwendun
gen und Inhalte des WWB näher erläutert. Eingegangen wird auf solche, bei 
denen seiner Einschätzung nach Unvollständigkeiten bzw. Unrichtigkeiten 
vorliegen oder vorliegen könnten. 

  

Situation 
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Aufwendungen der Landesorganisation 

Dem Landes-Rechnungshof lag zur Prüfung der Vollständigkeit und Richtig
keit das Buchungsjournal der Landesorganisation für das Jahr 2024 vor. Dar
über hinaus forderte er risikoorientiert weitere Informationen an. Dies betraf 
u.a. Aufwendungen, welche nicht im WWB ausgewiesen sind, aber möglicher
weise wahlspezifisch waren. Die Partei übermittelte angeforderte Belege und 
unterstützte die Prüfhandlungen durch schriftliche und mündliche Auskünfte.  

Die Wahlwerbungsaufwendungen der Landesorganisation beliefen sich nach 
Analyse des Landes-Rechnungshofs auf € 257.240. Insgesamt entfielen rund 
41 Prozent auf Inserate und Werbeschaltungen und 25 Prozent auf Wahl-
plakate und digitale Wahlwerbeanlagen.  

Der WWB weist Personalaufwand für zusätzlich beschäftigte Mitarbeiter∙in
nen in Höhe von € 18.062 aus. In einem Überleitungsdokument erfolgte eine 
Abgrenzung für den Wahlwerbungszeitraum. Diese wurde jedoch aufgrund ei
nes Übertragungsfehlers nicht im WWB berücksichtigt. Zudem fehlen darin 
die Lohnnebenkosten. Insgesamt ist der zusätzliche Personalaufwand um 
€ 1.251 zu niedrig dargestellt. 

Anfang Oktober schalteten die NEOSV eine Anzeige mit Wahlaufruf in einer 
regionalen Tageszeitung. Die damit verbundenen Aufwendungen in Höhe von 
€ 32.945 wurden von der Landesorganisation im WWB ausgewiesen. Sie 
wurden von der Bundespartei in Form eines Zuschusses übernommen. Nach 
Ansicht des Landes-Rechnungshofs stellen sie Wahlwerbungsaufwendungen 
der Bundespartei dar und sind als solche im WWB anzuführen. 

Aufwendungen der Bundespartei 
Der Landes-Rechnungshof erkannte im Rahmen der Einschau weitere Wahl
werbungsaufwendungen der Bundespartei in Höhe von € 7.947, welche nicht 
in den WWB aufgenommen wurden. Sie umfassten u.a. Reise- und Agentur
kosten. Auch dabei handelt es sich nach Auskunft der Partei um eine Folge 
des Übertragungsfehlers. Unter Einbeziehung des oben angeführten 
Zuschusses der Bundespartei für den Wahlaufruf errechnen sich Wahlwer
bungsaufwendungen der Bundespartei von insgesamt € 40.893. 

Einhaltung der gesetzlichen Begrenzungen 
Auch unter Berücksichtigung der Analyseergebnisse des Landes-Rechnungs
hofs ergibt sich kein Anhaltspunkt, dass die NEOSV die betragliche Wahlwer
bungsobergrenze überschritten haben. Sie schöpften den Höchstbetrag zu 
rund 38 Prozent aus.  

Hinsichtlich der mengenmäßigen Begrenzung wird darauf hingewiesen, dass 
bei den Standortmeldungen an die Landesregierung während des Wahl
kampfs die planliche Darstellung im PDF-Format unterlassen wurde, wie in 
Kapitel 1.1 ausgeführt. Die Kontrollen der Wahlplakate durch die Bezirkshaupt-

Zusätzlicher  
Personalaufwand 

Inserate in  
Printmedien 
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mannschaften ergaben ein Plakat an einem nicht gemeldeten Standort. Eine 
relevante Überschreitung konnte daraus nicht abgeleitet werden.  

Die NEOSV kamen ihrer formalen Rechenschaftspflicht gemäß PFG nach, 
allerdings ergaben sich Hinweise bezüglich Vollständigkeit und Richtigkeit 
des WWB. Entsprechend seinem Prüfschwerpunkt auf allfällig zu geringe Aus
weise stellte der Landes-Rechnungshof fest, dass die Wahlwerbungsaufwen
dungen um 3,1 Prozent zu niedrig angegeben waren. Die NEOSV schöpften 
die betragliche Obergrenze nur zu einem guten Drittel aus. Mit der mengen
mäßigen Begrenzung der Wahlplakate fand die Partei offenbar ihr Auslangen. 
Für eine abschließende Einschätzung weist der Landes-Rechnungshof jedoch 
auf seine Bedenken hinsichtlich der Überprüfbarkeit der höchstzulässigen 
Anzahl an Standorten hin. 

Durch einen Übertragungsfehler sowie nicht miteinbezogene Lohnnebenkos
ten sind die Aufwendungen der Landesorganisation sowie jene der Bundes
partei im WWB zu gering dargestellt. Darüber hinaus wird bemängelt, dass die 
Aufwendungen für den Wahlaufruf in einer regionalen Tageszeitung bei der 
Landesorganisation und nicht der Bundespartei ausgewiesen wurden. 
Letztere übernahm jedoch mittels eines Zuschusses die gesamten Kosten. 
Aufwendungen sind im WWB jener Einheit zuzuordnen, welche diese letztlich 
getragen hat.  

Der Landes-Rechnungshof erstattet dem LPTS aufgrund der in der Situation 
festgestellten Sachverhalte zumindest folgende Hinweise. Diese umfassen 
die nach seiner Einschätzung vorliegenden Unvollständigkeiten oder Unrich
tigkeiten der Angaben im WWB.  

25. Aufwendungen für zusätzliches Personal der Landesorganisation in 
Höhe von € 1.251 nicht in Wahlwerbungsbericht berücksichtigt 

26. Aufwendungen der Bundespartei in Höhe von € 7.947 nicht in Wahl
werbungsbericht enthalten 

27. Aufwendungen der Bundespartei in Höhe von € 32.945 der Landes-
organisation zugeordnet 

Wir bedanken uns beim Landes-Rechnungshof für die durchgeführte 
Prüfung des Wahlwerbungsberichts 2024 sowie für die Möglichkeit 
zur Stellungnahme zu den im Prüfbericht dargestellten Hinweisen.  

Die NEOS Vorarlberg kommen ihrer Rechenschaftspflicht gemäß Par
teienförderungsgesetz (PFG) vollumfänglich nach. Der Wahlwer
bungsbericht wurde fristgerecht übermittelt, gemäß § 1a Abs 7 PFG 
durch den von der Landesregierung bestellten Wirtschaftsprüfer ge
prüft und ordnungsgemäß veröffentlicht. 

Nachfolgend nehmen wir zu den vom Landes-Rechnungshof ange
führten Punkten Stellung: 
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Hinweise 

Stellungnahme  
NEOS Vorarlberg 
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Zu Hinweis 25. 
Zusätzlicher Personalaufwand der Landesorganisation: Der vom 
Landes-Rechnungshof festgestellte Differenzbetrag in Höhe von EUR 
1.251 ist auf einen Übertragungsfehler (Excel-Formelfehler) im Zuge 
der Abgrenzung der Lohnnebenkosten zurückzuführen. Es handelt 
sich hierbei um keinen systematischen Mangel, sondern um ein ein
maliges Versehen ohne Einfluss auf die Einhaltung der betragsmäßi
gen Wahlwerbungsobergrenzen. Die NEOS Vorarlberg haben diesen 
Umstand zur Kenntnis genommen und werden die internen Kontroll
mechanismen entsprechend nachschärfen. 

Zu Hinweis 26. 
Aufwendungen der Bundespartei in Höhe von EUR 7.947: Der ange
führte Betrag in Höhe von EUR 7.947 ist – ebenso wie beim unter Hin
weis 01 dargestellten Sachverhalt – auf einen Übertragungsfehler im 
Zuge der Datenaufbereitung durch die mit der Erstellung des Wahl
werbungsberichts beauftragte Wirtschaftstreuhandkanzlei zurückzu
führen. Es handelt sich um einen bedauerlichen, jedoch rein techni
schen Fehler ohne materiellen Einfluss auf die inhaltliche Richtigkeit 
des Wahlwerbungsberichts. 
Aufgrund der von den NEOS Vorarlberg gelebten Transparenz sowie 
des offenen Umgangs mit diesem Fehler war der zugrunde liegende 
Sachverhalt auch für den Landes-Rechnungshof im Zuge der Prüfung 
offensichtlich nachvollziehbar. 
Unabhängig davon wird festgehalten, dass selbst unter rechnerischer 
Berücksichtigung dieses Betrags die gesetzlichen Wahlwerbungs
obergrenzen deutlich unterschritten bleibt. 

Zu Hinweis 27.  
Zuordnung der Inseratskosten in Höhe von EUR 32.945: Die Kosten für 
das gegenständliche Inserat in einer regionalen Tageszeitung wurden 
von der Landesorganisation getragen und im Wahlwerbungsbericht 
vollständig als Wahlwerbungsaufwand ausgewiesen. Die spätere fi
nanzielle Zuwendung der Bundespartei in derselben Höhe stellt einen 
internen parteiinternen Finanztransfer dar, da NEOS bundesweit ein 
Rechtskörper ist. Dem PFG ist keine Regelung zu entnehmen, dass 
nachträgliche Zuschüsse anderer in § 1 Abs. 5 letzter Satz genannten 
Einheiten und Personen an der ursprünglichen Zuordnung der Auf
wendungen etwas änderten bzw. ob ein Stichtag existierte, bis zu dem 
solche Zuschüsse zu berücksichtigen wären und nachher nicht mehr. 
Nach unserer Rechtsauffassung ist für die Zuordnung von Wahlwer
bungsaufwendungen maßgeblich, welche Organisationseinheit die 
Kosten getragen hat, weil sie dem Dritten gegenüber vertraglich zur 
Zahlung verpflichtet war. Dies war im vorliegenden Fall die Landesor
ganisation. Den Hinweis des Landes-Rechnungshofs werden wir den
noch berücksichtigen und die dementsprechend ausgewiesene Wahl
werbeaufwendung zukünftig in den Berichten anders zuordnen. 
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Der Landes-Rechnungshof stellt in seinem Prüfbericht rechnerische 
Abweichungen dar und führt aus, dass die Wahlwerbungsaufwendun
gen der NEOS Vorarlberg um 3,1 % zu niedrig angegeben worden 
seien. Diese Prozentangabe bezieht sich ausschließlich auf das Ver
hältnis der Abweichungen zu den im Wahlwerbungsbericht ausgewie
senen Wahlwerbungsaufwendungen. Wir halten diesbezüglich jedoch 
fest, dass nur der absolute Betrag bzw. – wenn überhaupt ein Verhält
nis - ausschließlich das Verhältnis der Wahlwerbungsaufwendungen 
zur gesetzlich zulässigen Wahlwerbungsaufwendungsobergrenze für 
die Beurteilung der Schwere eines allfälligen Verstoßes maßgeblich 
ist. 

Die Obergrenze für Wahlwerbungsaufwendungen gemäß 
§ 1a Abs 1 PFG betrug für die LTW 2024 EUR 774.863,70.  
Die übermittelten Aufwendungen (korrigierter Bericht 28.7.2025) be
trugen EUR 293.977 (entspricht 37,9% des Höchstbetrags).  

Die vom Landes-Rechnungshof in Hinweis 01 bemängelte Abwei
chung des zusätzlichen Personalaufwandes in Höhe von EUR 1.251 
entspricht 0,16% der Obergrenze.  

Die vom Landes-Rechnungshof in Hinweis 02 bemängelte fehlende 
Angabe eines von der Bundespartei übernommenen Aufwandes in 
Höhe von EUR 7.947 entspricht 1,03% der Obergrenze.  

Die vom Landes-Rechnungshof in Hinweis 03 bemängelte Zuordnung 
eines Inseratenaufwandes in Höhe von EUR 32.945 zur Landesorgani
sation statt zur Bundespartei entspricht 4,25% der Obergrenze, betrifft 
aber n.b. nicht die Höhe des Gesamtaufwandes an sich. 

Nach den eigenen Feststellungen des Landes-Rechnungshofs schöpf
ten die NEOS Vorarlberg selbst unter Einbeziehung sämtlicher zusätz
lich angenommener Aufwendungen (Hinweise 01 und 02) die Wahl
werbungsobergrenze lediglich zu rund 38 % aus. Die vom Landes-
Rechnungshof angenommene rechnerische Abweichung von 3,1 % 
der ausgewiesenen Aufwendungen entspräche im Verhältnis zur ge
setzlich zulässigen Wahlwerbungsobergrenze lediglich einem Abwei
chungsumfang von rund 1,2 % der maximal zulässigen Wahlwer
bungsausgaben und liegt damit deutlich unterhalb jeder rechtlich re
levanten Schwelle. 

Wir als NEOS Vorarlberg halten daher fest, dass die beanstandeten 
Punkte ausschließlich geringfügige rechnerische Abweichungen be
treffen, die weder die Transparenz des Wahlwerbungsberichts noch 
die Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben in Frage stellen. 

Abschließend bedanken wir uns nochmals beim Landes-Rechnungs
hof für die Prüfung und den sachlichen Austausch. 
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Zu Stellungnahme Hinweis 26. 
Der Landes-Rechnungshof sieht im Fehlen von Aufwendungen der Bundes
partei in Höhe von € 7.947 im WWB jedenfalls eine inhaltliche Unrichtigkeit 
bzw. Unvollständigkeit.  

Zu Stellungnahme Hinweis 27. 
Das betreffende Inserat wurde auskunftsgemäß in Abstimmung mit der 
Bundespartei geschaltet. Diese refundierte bereits am Tag der Rechnungs
stellung exakt die dafür angefallenen Kosten. Somit war sie die Einheit, welche 
die Kosten letztlich trug.  

Zu Stellungnahme allgemein 
Die im Prüfbericht angeführte relative Abweichung in Höhe von 3,1 Prozent 
gibt an, um wieviel die Wahlwerbungsaufwendungen im WWB zu niedrig aus
gewiesen sind. Der Landes-Rechnungshof stellt klar, dass sich diese Prozent-
angabe auf die von ihm festgestellten – und nicht auf die im WWB ausge-
wiesenen – Wahlwerbungsaufwendungen bezieht. Überdies sieht das PFG 
keine Korrekturmöglichkeiten vor. Grundlage ist somit stets der im Amtsblatt 
veröffentlichte WWB.  
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Bregenz, im Jänner 2026 

Die Direktorin 
Dr.in Brigitte Eggler-Bargehr 
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Abkürzungsverzeichnis 

GRÜNENV Die Grünen – Grüne Alternative Vorarlberg 

LGBl. Landesgesetzblatt 

LPTS Landes-Parteien-Transparenz-Senat 

L-RB Landes-Rechenschaftsbericht 

NEOSV NEOS – Das Neue Österreich und Liberales Forum,  
Landesgruppe Vorarlberg 

PartG Parteiengesetz 2012 – Bundesgesetz 

PFG Parteienförderungsgesetz – Landesgesetz 

SPÖV Sozialdemokratische Partei Österreichs  
Landesorganisation Vorarlberg 

VFreiheitliche Vorarlberger Freiheitliche – FPÖ 

VVP Vorarlberger Volkspartei 

WWB Wahlwerbungsbericht 
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